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Unterrichtung 
durch die deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 

über die Tagung der Versammlung vom 3. bis 6. Juni 1991 in Paris 

Während des ersten Teils ihrer 37. ordentlichen Sitzungsperiode 
erörterte die Versammlung der Westeuropäischen Union Berichte, 
behandelte die üblichen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge 
und faßte Beschlüsse, die die folgenden Themen betreffen: 

Bericht des Präsidialausschusses der Versammlung 

Bericht des Rates 

— Zweiter Teil des 36. Jahresberichtes des Rates 

— Ansprache des französischen Außenministers, Roland Dumas 
(S. 13) 

Hierzu sprachen die Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 17), Benno 
Zierer (S. 17) und Dr. Hermann Scheer (S. 17) 

— Ansprache des französischen Verteidigungsministers, Pierre 
Joxe 

Hierzu sprach Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 20) 

Politische Fragen 

— Die Sicherheit Europas und Bedrohungen außerhalb Europas 
— der Aufbau von Frieden und Sicherheit im Mittelmeerraum 
und im Nahen Osten (Empfehlung 497 — S. 18) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Günther Müller (S. 11), Dr. Her-
mann Scheer (S. 12), Heinz-Alfred Steiner (S. 13) und Benno 
Zierer (S. 17) 

— Die Überprüfung des geänderten Brüsseler Vertrages (Empfeh-
lung 504 — S. 28) 

Hierzu sprachen die Abg. Robert Antretter (S. 26) und Dr. Olaf 
Feldmann (S. 27) 
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— Die Folgen der Entwicklungen in Mi ttel- und Osteuropa für 
die Sicherheit Europas (Empfehlung 500 - S. 21 und Richt-
linie 77 — S. 22) 

— Ansprache des Präsidenten der Versammlung, Senator Robe rt 
 Pontillon 

— Ansprache des Generalsekretärs der Westeuropäischen Union, 
Willem van Eekelen 

Hierzu sprach Abg. Dr. Hermann Scheer (S. 8) 

— Ansprache des Präsidenten der türkischen Republik, Turgut 
Özal 

— Ansprache des britischen Außenministers, Sir Douglas Hurd 

Hierzu sprachen die Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 24) und 
Heinz-Alfred Steiner (S. 24) 

Verteidigungsfragen 

— Die Golfkrise — Lehren für die Westeuropäische Union (Emp-
fehlung 498 — S. 20) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Günther Müller (S. 11), Dr. Her-
mann Scheer (S. 12), Heinz-Alfred Steiner (S. 13) und Benno 
Zierer (S. 17) 

— Die Rüstungskontrolle: Streitkräftereduzierungen und die Ro lle 
der multinationalen Einheiten (Empfehlungen 502 und 503 — 
S.  25) 

Hierzu sprach Abg. Heinz-Alfred Steiner (S. 24) 

— Die Rolle der Frauen in der Armee (Empfehlung 505 — S. 31) 

Technologie und Raumfahrt 

— Die Rüstung nach dem Golfkrieg — neue Erfordernisse in 
bezug auf Gerät für die neue Streitkräftestruktur (Empfeh-
lung 501 — S. 23) 

Haushalts- und Verwaltungsfragen 

— Stellungnahme betr. die Verwaltungsausgaben der Minister-
organe der WEU für das Haushaltsjahr 1990 (rev.) und 1991 
(Empfehlung 499) 

— Haushaltsentwurf betr. die Verwaltungsausgaben der Ver-
sammlung für das Haushaltsjahr 1991 

Geschäftsordnungsfragen 

— Änderung der Geschäftsordnung (Beschlüsse 5 und 6 — S. 9) 

Hierzu sprach Abg. Gerhard Reddemann (S. 9) 
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Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Neue Perspektiven der europäischen parlamentarischen Zu-
sammenarbeit im Bereich der Sicherheit (Entschließung 83 — 
S.  32 und Richtlinie 78 — S. 31) 

Zum Ablauf der Tagung 

Die Reden und Fragen der deutschen Mitglieder der Versammlung 
sind nachstehend im Wortlaut abgedruckt, die Antworten zusam-
mengefaßt wiedergegeben. 

Die Versammlung wählte Senator Robe rt  Pontillon erneut zum Prä-
sidenten der Versammlung der WEU. Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell 
wurde in seinem Amt als deutscher Vizepräsident der Versamm-
lung bestätigt. Im Parlamentsausschuß wurde Abg. Leni Fischer als 
Stellvertretende Vorsitzende wiedergewählt. 

Die Versammlung setzte einen Ständigen Ausschuß bestehend aus 
den Mitgliedern des Präsidialausschusses und Mitgliedern der 
Versammlung ein, der die Befugnis erhält — soweit erforderlich — 
im Namen der Versammlung zu handeln. 

Den Bericht des Rates der WEU trugen als amtierende Vorsitzende 
der französische Außenminister Roland Dumas sowie der französi-
sche Verteidigungsminister Pierre Joxe vor. 

Zur Versammlung sprachen weiterhin der Präsident der türkischen 
Republik, Turgut Özal, der britische Außenminister Sir Douglas 
Hurd sowie der Generalsekretär der WEU, Wi llem van Eekelen. 

An der Tagung nahmen parlamentarische Beobachter aus der 
CSFR, Dänemark, Griechenland, Jugoslawien, Norwegen, Polen, 
Rumänien, der Türkei, Ungarn, der UdSSR und des Europäischen 
Parlaments teil. 

Schwerpunkte der Beratungen 

Mit zwei Themen befaßte sich die Versammlung gleich zu Beginn 
der Tagung, die in gemeinsamer und zum Teil kontrovers geführ-
ter Debatte erörtert wurden. Zum einen ging es um die Sicherheit 
Europas angesichts der Bedrohungen von außerhalb, wobei die 
mit dem Friedensprozeß im Mittelmeerraum verbundenen Fragen 
im Vordergrund standen, zum anderen um die Lehren, die für die 
WEU aus der Golfkrise zu ziehen sind. Die WEU sei aufgefordert, 
an der Stabilisierung des Friedensprozesses in der Region mitzu-
wirken. Dies erfordere eine Wiederherstellung des Zusammenhal-
tes innerhalb der arabischen Welt, eine Lösung der einzelnen Re-
gionalkonflikte sowie die Institutionalisierung der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeer. Einigkeit bestand 
darin, daß ein Dialog zwischen Europa und der arabischen Welt 
unumgänglich sei, um insbesondere auch für die kulturellen und 
religiösen Unterschiede Verständnis zu gewinnen. Das Mittelmeer 
dürfe keine Grenze, sondern müsse vielmehr im Hinblick auf Ent-
spannung, Entwicklung und Demokratisierung eine Brücke zwi- 
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schen Europa und der arabisch-afrikanischen Welt bilden. Stabili-
tät in der Region zu erreichen, läge auch im Interesse Europas. 
Europa müsse dazu kommen, in Fragen der Sicherheit mit einer 
Stimme zu sprechen. Dies setze allerdings auch voraus, daß alle 
Mitglieder ihren Möglichkeiten entsprechend gleiche Beiträge lei-
steten. Die Mitglieder stimmten darin überein, daß im Falle eines 
Hilferufes be troffener Länder bzw. eines entsprechenden Be-
schlusses des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen militärische 
Hilfe zur Einhaltung möglicher Friedensvereinbarungen zu leisten 
sei. Umstritten war die Aufforderung an den Rat, eine schnelle 
Eingreiftruppe der WEU für Opera tionen außerhalb Europas zu 
errichten, die notfalls in Krisensituationen eine schnelle Reaktion 
ermöglichen und damit auch eine Abschreckungsfunktion haben 
soll. Befürchtungen wurden im Hinblick auf einen möglichen vor-
schnellen Einsatz zur Konfliktlösung geäußert, was politische Lö-
sungen erschweren könnte. Entsprechende „out of area"-Aktio-
nen dürften nur in Übereinstimmung mit den Prinzipien der UNO

-

Charta erfolgen. Ähnlich kontrovers verlief auch die Diskussion 
über den Vorschlag, in Zusammenarbeit mit der UNO und den 
betroffenen Golfstaaten eine längerfristige Flottenpräsenz der 
WEU in der Golfregion vorzusehen. Zum Teil wurden hier Zweifel 
an dem Vorliegen einer entsprechenden vertraglichen Grundlage 
geäußert. Einvernehmlich wurde beschlossen, innerhalb der WEU 
wenigstens auf eine Verringerung von Waffenlieferungen in den 
Nahen Osten hinzuwirken. 

Weiterer Schwerpunkt der Beratungen war die Debatte über die 
Folgen der Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa für die 
Sicherheit Europas, an der sich auch Gastredner aus der CSFR, 
Jugoslawien, Rumänien, der Sowjetunion, Polen und Ungarn be-
teiligten. Die Delegierten waren sich einig, daß der Demokratisie-
rungsprozeß in den mittel- und osteuropäischen Ländern die Ost

-
West-Beziehungen grundlegend verändert und Auswirkungen auf 
die bisherige Sicherheitsordnung in Europa habe. Nach der Auflö-
sung des Warschauer Paktes sei es notwendig, die mittel- und 
osteuropäischen Staaten in ein neues Sicherheitssystem einzubin-
den. Die KSZE stelle hierfür den geeigneten Rahmen dar. Aber 
auch die WEU, als das einzige europäische Gremium für Verteidi-
gungs- und Sicherheitsfragen, sei aufgerufen, sich an der politi-
schen Integration der mittel- und osteuropäischen Staaten in Eu-
ropa zu beteiligen. Diskutiert wurden in diesem Zusammenhang 
Möglichkeiten einer Vertiefung der Kontakte und Konsultationen 
mit den mittel- und osteuropäischen Staaten, aber auch die Verlei-
hung einer assoziierten Mitgliedschaft in der WEU. Die Gastredner 
aus den mittel- und osteuropäischen Ländern betonten ihren 
Wunsch nach vertieften Kontakten zur WEU. Die Zukunft Mittel- 
und Osteuropas liege in seiner Anbindung an Westeuropa. Nach 
Auflösung des Warschauer Paktes benötigten die mittel- und 
osteuropäischen Staaten neue Sicherheitsgarantien im Rahmen 
eines gesamt-europäischen Sicherheitssystems. Einstimmig 
sprach sich die Versammlung für die rasche Schaffung eines Kon-
fliktverhütungszentrums in Europa aus. Zustimmung fand auch 
der Vorschlag, 1992 ein Symposium der Versammlung der WEU 
über die Zusammenarbeit zwischen der WEU und den mittel- und 
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osteuropäischen Ländern im Hinblick auf die Herbeiführung einer 
neuen Sicherheitsordnung in Europa zu veranstalten. 

In seiner Ansprache als wiedergewählter Präsident der Versamm-
lung ging Senator Robert  Pontillon auf die Herausforderung an die 
NATO und die WEU im Hinblick auf die politischen Umwälzungen 
in Mittel- und Osteuropa ein. Nach der Beendigung des Ost-West

-

Gegensatzes sei eine Neuorientierung und eine Anpassung der 
Ziele und Strategien der NATO an die politische Lage in Europa 
erforderlich. Die Charta von Pa ris vom November letzten Jahres 
stelle die Basis für eine neue Friedensordnung in Europa dar. Die 
Rolle der WEU müsse insbesondere im Hinblick auf die zukünftige 
Politische Union neu definiert  werden. Er unterstütze den deutsch-
französischen Vorschlag von Präsident Mitterand und Bundes-
kanzler Kohl, die zukünftige Politische Union mit Kompetenzen 
auf dem Gebiet der Außen-, Verteidigungs- und Sicherheitspolitik 
auszustatten unter Rückgriff auf die WEU als das für europäische 
Verteidigungs- und Sicherheitsfragen zuständige Gremium. Die 
Bedenken der USA gegen die Entwicklung einer eigenen europäi-
schen Verteidigungs- und Sicherheitsidentität seien unberech tigt. 
Die Drohung mit einem beschleunigten Abzug amerikanischer 
Streitkräfte aus Europa werde nicht zu einer Stärkung des Zusam-
menhaltes sondern vielmehr zu einer Gefährdung der Zukunft der 
NATO führen. Dies sei jedoch nicht Ziel der Europäer, welche die 
NATO nach wie vor als wesentlich für die Sicherheit Europas 
betrachteten. Es bestehe vielmehr der Wunsch nach einer engen 
Zusammenarbeit und Koordinierung in Fragen, die für die Sicher-
heit Europas von vitalem Interesse seien. 

Der Generalsekretär der WEU, Willem van Eekelen, wies darauf 
hin, daß auch nach Einleitung des Reformprozesses in den mittel- 
und osteuropäischen Ländern große Unsicherheiten bezüglich der 
weiteren politischen Entwicklung, insbesondere in den Balkan

-Staaten, aber auch in der Sowjetunion bestünden. Die Sowjetunion 
werde auch nach der Umsetzung des KSE-Vertrages die stärkste 
militärische Macht in Europa bleiben. Es sei notwendig den politi-
schen Dialog, insbesondere im Hinblick auf weitere Rüstungskon-
trollabkommen, zu vertiefen. Andererseits müsse der Westen aber 
auch weiterhin über ein ausreichendes militärisches Abschrek-
kungspotential verfügen. Das Atlantische Bündnis werde auch in 
Zukunft das Fundament für die Sicherheit in Europa darstellen. 
Jedoch müsse der europäische Pfeiler des Atlantischen Bündnisses 
ausgebaut werden und die Europäer mehr Verantwortung in der 
europäischen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik übernehmen. 
Der Golfkrieg habe gezeigt, daß eine verstärkte Beteiligung der 
WEU bei der Bewältigung von Krisen wünschenswert sei. In die-
sem Zusammenhang müsse insbesondere über die Frage der 
Schaffung einer permanenten Kommando- und Koordinationsin-
stanz sowie eines Mindestmaßes an militärischen Strukturen der 
WEU diskutiert werden. Insbesondere sei zu überlegen, inwieweit 
die WEU über eine eigene Eingreiftruppe für Einsätze außerhalb 
Europas verfügen sollte. 

Der amtierende Ratsvorsitzende und französische Außenminister 
Roland Dumas zog in seiner Ansprache eine Bilanz der französi- 
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schen Präsidentschaft im Rat der WEU. Im Golfkrieg sei die Prä-
senz der Europäer aufgrund des Fehlens einer europäischen Si-
cherheits- und Verteidigungsdimension begrenzt gewesen. Ent

-

sprechend der deutsch-französischen Initiative von Präsident Mit-
terrand und Bundeskanzler Kohl sollte die WEU verstärkt in den 
europäischen Integrationsprozeß einbezogen und zum sicherheits-
politischen Organ der zukünftigen Politischen Union entwickelt 
werden. Im Rahmen der zur Zeit geführten Strategiediskussion 
müsse die NATO dem europäischen Pfeiler größeres Gewicht ein-
räumen. Der eingeleitete Dialog mit den mittel- und osteuropäi-
schen Ländern müsse fortgeführt und intensiviert werden. Auf 
dem Gebiet der Abrüstung stehe die Umsetzung des KSE-Vertra-
ges und die rasche Schaffung eines Konfliktverhütungszentrums 
im Vordergrund. Es sei notwendig, schon jetzt neue Abrüstungs-
gespräche einzuleiten. In seiner Antwort auf anschließende Fragen 
der Abgeordneten kritisierte Außenminister Dumas die von der 
NATO beschlossene Aufstellung einer schnellen Eingreiftruppe 
für Einsätze innerhalb Europas, die im Hinblick auf die zur Zeit 
stattfindende Strategiediskussion innerhalb der NATO verfrüht 
getroffen worden sei. 

Auch der französische Verteidigungsminister Pierre Joxe forderte, 
daß aufgrund des neuen strategischen Umfeldes in Europa eine 
Diskussion über eine Anpassung der Verteidigungs- und Sicher-
heitsdoktrinen auf europäischer und atlantischer Ebene stattfinden 
müsse. Hierbei dürften jedoch gewisse Rea litäten und Gleichge-
wichtsfaktoren, die bisher die Sicherheit und Stabilität in Europa 
garantiert hätten, nicht vernachlässigt werden. Die Sowjetunion 
werde auch nach der Umsetzung des KSE-Vertrages die dominie-
rende militärische Macht in Europa darstellen. Die NATO müsse 
weiterhin der Ort der Konzertation und Koordinierung von Euro-
päern, Amerikanern und Kanadiern im Hinblick auf Krisen und 
Bedrohungen von außerhalb bleiben. Dies schließe jedoch eine 
größere verteidigungs- und sicherheitspolitische Verantwortung 
Europas nicht aus. Der Golfkrieg habe die Notwendigkeit einer 
verbesserten Koordinierung und Abstimmung Westeuropas bei 
der Reaktion auf Risiken von außerhalb gezeigt. Er setze sich dafür 
ein, daß die zukünftige Politische Union unter Einbeziehung der 
WEU langfristig über eine gemeinsame Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik verfüge. Wie sein Vorredner kritisierte Verteidi-
gungsminister Joxe die Entscheidung der NATO betreffend der 
Schaffung einer schnellen Eingreiftruppe, die ohne Konsultation 
der europäischen Partner voreilig getroffen worden sei. 

Der britische Außenminister Sir Douglas Hurd betonte in seiner 
Rede, daß die Stärkung der verteidigungs- und sicherheitspoliti-
schen Identität Europas die entscheidende Rolle der Allianz für die 
Sicherheit in Europa nicht in Frage stellen dürfe. Die Atlantische 
Allianz müsse auch in Zukunft der Ort der Konsultation und der 
Abstimmung gemeinsamen Vorgehens seiner Mitgliedstaaten 
bleiben. Demgegenüber sei es Aufgabe der WEU zu einer engeren 
Zusammenarbeit der europäischen Partner und einem gemeinsa-
men Vorgehen innerhalb der NATO beizutragen. Seiner Ansicht 
nach sollten sich WEU und NATO gegenseitig ergänzen und ihre 
Strukturen aufeinander abstimmen. In diesem Zusammenhang 
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könne die Schaffung einer europäischen Eingreiftruppe eine sinn-
volle Ergänzung zur integ rierten NATO-Struktur darstellen. Er 
spreche sich gegen eine Unterordnung der WEU sowohl im Hin-
blick auf die zukünftige Politische Union als auch auf die NATO 
aus. Vielmehr sollte die WEU als Brücke zwischen beiden Organi-
sationen dienen. Aus diesem Grunde sollte eine Mitgliedschaft in 
der WEU nicht nur den Mitgliedstaaten der EG, sondern auch den 
europäischen Mitgliedstaaten der NATO offenstehen. Im Hinblick 
auf eine enge Zusammenarbeit mit EG und NATO sollte der Rat 
und das Sekretariat der WEU nach Brüssel verlegt werden und die 
Ständige Vertretung der Mitgliedstaaten bei der WEU durch die 
NATO-Botschafter wahrgenommen werden. 

Der türkische Präsident Turgut Oral wies in seiner Ansprache auf 
das besondere Anliegen der Türkei, sich an allen Bereichen des 
europäischen Integrationsprozesses zu beteiligen, hin. Die Türkei 
strebe sowohl die Mitgliedschaft in der EG als auch in der WEU an. 
Der Aufbau der neuen europäischen Architektur dürfe sich nicht 
auf den exklusiven Kreis der EG-Mitgliedstaaten beschränken. 
Insbesondere müsse die Entwicklung einer eigenen europäischen 
Verteidigungs- und Sicherheitsidentität unter Einbeziehung der 
Türkei, als einem der europäischen Partner in der NATO, erfolgen. 
Die Türkei verfüge traditionell über gute Beziehungen zu den Bal-
kan-Staaten und zum Nahen Osten, die sich die europäischen 
Institutionen zu Nutzen machen könnten. Die Türkei könne inso-
fern  eine „Brücke" zwischen Europa und dem Nahen Osten bilden. 
Weiterhin biete die Türkei mit ihrer expandierenden Wirtschaft 
neue Marktmöglichkeiten für Westeuropa. 

Bonn, den 22. August 1991 

Prof. Dr. Hartmut Soell 

Sprecher der Delegation 

Gerhard Reddemann 

Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 3. Juni 1991 

Tagesordnungspunkt: 

Wahl des Präsidenten und 
der Vizepräsidenten der Versammlung 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten der Versammlung, 
Robert Pontillon (Frankreich) 

(Themen: Neuorientierung der NATO-KSZE-Proze ß-
Rolle der WEU in der zukünftigen Politischen Union — 
Stärkung des europäischen Pfeilers innerhalb der 
NATO) 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Präsidialausschusses 
der Versammlung 

(Drucksache 1274) 

Berichterstatter: 
Abg. Marcelle Lentz-Cornette (Luxemburg) 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Generalsekretärs der WEU, 
Willem van Eekelen (Niederlande) 

(Themen: Neue Sicherheitserfordernisse in Europa — 
Schaffung einer europäischen Verteidigungs- und Si-
cherheitsidentität — Stärkung des europäischen Pfei-
lers innerhalb der NATO — Schaffung einer perma-
nenten Kommando- und Koordinierungsinstanz der 
WEU — Errichtung einer schnellen Eingreiftruppe der 
WEU) 

Dr. Hermann Scheer (SPD): Herr Generalsekretär, ich 
möchte Sie erstens fragen, ob es, wenn wir uns die 
Realität anschauen, nicht etwas peinlich ist, wenn 
jetzt innerhalb der NATO oder der WEU von einer 
Gefährdung des Gleichgewichts gesprochen wird, 
und zwar in bezug auf unsere Seite. Rea lität ist doch, 
daß in Wien im November eine Parität zwischen der 
NATO und dem seinerzeitigen Warschauer Pakt ver-
einbart worden ist. Seitdem hat die Sowjetunion alle 
Warschauer-Pakt-Staaten verloren und zieht sich zu-
rück. Das heißt, es muß jetzt rein rechnerisch zwangs-
läufig ein „Gleichgewicht minus" geben, aber natür-
lich eher auf die Sowjetunion bezogen. 

Und wo soll das Gleichgewicht für Europa in bezug 
auf Nordafrika gefährdet sein? Da ist doch eher eine 
Differenz zwischen Elefanten und Mäusen offenkun-
dig. Ist es also nicht etwas peinlich, davon zu spre-
chen, für uns sei das Gleichgewicht gefährdet? An-
dere könnten eher davon sprechen. 

Nun ein zweiter Gesichtspunkt: Was ist denn eigent-
lich von den Versprechungen im November in Wien 
übriggeblieben, wo es darum ging, neben der Abrü-
stung vertrauensbildende wechselseitige defensive 
Verteidigungsstrukturen, Defensivdoktrinen, zu 
schaffen? Wir diskutieren gegenwärtig über genau 
das Gegenteil, über „rapid force deployment" in der 
NATO, in der WEU, überall. Das ist ein offenkundi-
ger Widerspruch, den man doch nicht einfach über-
gehen kann. 

Ein dritter Punkt: Welcher historische Anspruch Euro

-

pas liegt eigentlich zugrunde, wenn fast wie selbstver

-

ständlich gesagt wird, wir müßten uns militärisch 
—und zwar ohne daß das unmittelbar in einen Bezug 
zu den Vereinten Nationen gebracht wird — auf die 
Lösung von Konflikten in der Dritten Welt einstellen, 
also darauf, solche Konflikte mit militärischen Mitteln 
zu lösen? Wo ist unsere Legitima tion, aus der wir 
spezifische militärische Anstrengungen ableiten? 
Schwant Ihnen nicht, daß dies zu erheblichen Kon-
flikten über das europäische Selbstverständnis 
—nicht nur in bezug auf das Verhältnis anderer zu 
Europa, sondern auch innerhalb Europas — führen 
muß? 

Die letzte Frage: Die NATO hat in ihrer Präambel den 
Satz, daß es darum geht, die Grundsätze der Demo-
kratie und die Herrschaft des Rechts zu sichern. Zum 
Recht gehört auch internationales Vertragsrecht. Ich 
wiederhole die Frage noch einmal, weil sie immer 
noch nicht beantwortet worden ist: Wie leiten Sie oder 
andere aus dem WEU-Vertrag, der für den Fa ll , daß 
ein WEU-Mitgliedsland angegriffen wird, von Vertei-
digung in Europa spricht, „out of area"-Einsätze der 
Westeuropäischen Union ab? Dies ist — entschuldi-
gen Sie; ich bitte Sie, das zu widerlegen — ein Rechts-
bruch, den wir so nicht akzeptieren können. 

Willem van Eekelen (Generalsekretär der WEU): Herr 
Scheer, Sie haben diese Frage schon früher gestellt, 
aber zuerst möchte ich etwas über das Gleichgewicht 
und die Stabilität sagen. Ich habe auf englisch und 
französisch nicht über Gleichgewicht, sondern über 
Stabilität gesprochen. Das ist jetzt für uns alle das 
wichtige Thema. 

Hinzu kommt dann aber, daß man, wenn man über 
Stabilität redet, natürlich auch über die Kapazitäten 
der anderen, der potentiellen Gegner — ich sage 
nicht „der Gegner" — spricht. Und wer verfügt über 
die größte Kapazität in Europa? Die Sowjetunion! Die 
Sowjetunion hat etwa 50 Divisionen unmittelbar be-
reit, und sie kann ihr Poten tial noch auf 60 bis 70 Di-
visionen erhöhen. Das ist doch eine sehr große Kapa-
zität. Ich sage nicht, daß es eine Bedrohung ist. Das 
habe ich auch in meiner Rede nicht gesagt. Ich rede 
nicht mehr von Bedrohung, ich rede nur von Kapazi-
tät. Demgegenüber sollten wir eine Kapazität haben, 
die auch für andere Szenarien geeignet ist. Wenn man 
dann die größte Kapazität in etwa neutralisieren kann 
und wenn man mobil ist, ist das auch geeignet, ein 
Gegengewicht gegen andere Risiken zu haben. 
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Zweitens. Ich bin mit Ihnen einverstanden, wenn Sie 
sagen, wir müßten die vertrauensbildenden Maßnah-
men weiterführen. Ich denke, das machen wir auch. 
Das, was ich in den nächsten sechs Monaten in der 
WEU tun möchte, ist folgendes: Wir sollten uns dar-
über einig werden, welche Kriterien wir für Helsinki 
1992 festlegen. Das ist am wichtigsten. Können wir 
noch weitergehen und unsere Kapazität noch weiter 
senken, kann es noch geringere Zahlen von Panzern, 
von Artillerie, vielleicht auch von Flugzeugen geben? 
Oder konzentrieren wir uns mehr auf politische Maß-
nahmen — vielleicht für einige Jahre — , weil die So-
wjetunion noch so große Schwierigkeiten hat, den 
ursprünglichen Vertrag zu erfüllen? Sollten wir viel-
leicht über die Verteidigungsorganisation reden, 
über das Budget und, wenn es so etwas noch gibt, 
über die Doktrin? Jedenfalls müssen wir auch den 
politischen Weg beschreiten. Ob wir unmittelbar auch 
militärische Reduzierungen in Be tracht ziehen kön-
nen, weiß ich nicht, aber das ist etwas, worüber wir im 
Rat, in den Arbeitsgruppen und hoffentlich auch in 
der Versammlung reden können. 

Nun, welche europäischen Ansprüche, welche spezi-
fische Legitimation liegt dem zugrunde? Für mich 
liegt es in der Logik der Dinge, daß dann, wenn wir 
uns in Europa zuerst wirtschaftlich integriert  haben, 
wenn jetzt im Rahmen der Außenpolitik eine intensive 
Zusammenarbeit stattfindet und wenn andere Dimen-
sionen wie die soziale Lage, die Energie, der Trans-
port , die Umwelt usw. hinzukommen, doch auch eine 
Verteidigungsdimension hinzutritt. Ich kann mir 
kaum vorstellen, daß man eine Gemeinschaft mit jetzt 
schon 360 Millionen Menschen völlig ohne eine Si-
cherheitsdimension weiterführen kann. Darin liegt für 
mich die Legitimation, eine Legitimation, die sich 
dann natürlich nach der Bedrohung unserer Interes-
sen richtet. 

Was sind diese Interessen? Ich habe versucht, in mei-
ner Einführung zu sagen, daß sie so mul tidimensional 
sind, daß die Szenarien so variieren, daß ich diese 
Frage nicht klar zu beantworten vermag. Die NATO 
redet auch nicht mehr von spezifischen Szenarien. 
Wieso sollte ich dann damit anfangen? 

Für mich ist eine ziemlich beschränkte Kapazität am 
Anfang schon etwas. Das ist für mich das wichtigste. 

Woher nehmen wir dazu das Recht? Ich habe Ihnen 
schon vor sechs Monaten gesagt, daß Artikel 8 meines 
Erachtens völlig klar ist, besonders im Zusammen-
hang mit der Haager Plattform, wo wir gesagt haben: 
Nach Artikel 8 können sich die Staaten der WEU über 
jedes Problem in der Welt konsultieren, ausdrücklich 
auch dann, wenn es um wirtschaftliche Fragen geht. 
Das war doch die Lage im Mittleren Osten, wo ein 
kleines Land annektiert worden ist. Das war die Be-
drohung, und für mich als Holländer war es wirklich 
das wichtigste, daß wir sagen: So etwas kann man 
nicht akzeptieren. Schließlich gab es da auch wirt-
schaftliche Interessen. 

Wenn wir Artikel 8 haben, der klar sagt, daß wir uns 
konsultieren können, ist es für mich auch klar, daß wir 
aus diesen Konsultationen Schlußfolgerungen ziehen 
und daß wir dann auch zu gemeinsamer Mitwirkung 
berechtigt sind. 

Tagesordnungspunkt: 

Änderung der Geschäftsordnung 

(Drucksache 1269) 

Berichterstatter: 
Abg. Sir Geoffrey Finsberg (Großbritannien) 

(Themen: Einsetzung eines Ständigen Ausschusses 
der Versammlung — Beschlußfähigkeit bei Ausschuß-
sitzungen — Zulassung von Beobachtern) 

Gerhard Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
habe nichts gegen die Tradition der Französischen 
Republik, aber ich sehe gewisse Probleme für die gan-
zen anderen Staaten. Wir haben einen Generalsekre-
tär der Westeuropäischen Union und nicht einen wei-
teren Generalsekretär. Wenn wir jetzt plötzlich wegen 
der Tradition in der Nationalversammlung oder im 
Senat, aus dem Greffier, der diesen Titel seit 30 Jah-
ren trägt, nun einen Generalsekretär machen, so ist 
dies für mich unverständlich und kann nur aus der 
Tradition der Französischen Republik erklärt werden. 
Ich wäre dankbar, wenn uns der Berichterstatter er-
klärte, wie viele Generalsekretäre möglicherweise 
demnächst noch aus anderen Traditionen entstehen 
und wir demgemäß anstelle des einen Generalsekre-
tärs der Westeuropäischen Union einen weiteren Ge-
neraldirektor, einen Präsidenten, einen Oberpräsi-
denten oder sonstiges ernennen müssen. 

Bitte lassen Sie uns doch bei einem Titel bleiben, den 
wir seit über 30 Jahren in dieser Versammlung selbst-
verständlich gehabt haben, und verwirren Sie nicht 
diejenigen, die nicht täglich in der Tradi tion der Fran-
zösischen Republik stehen! 

Beschluß 5 

betr. die Änderung der Satzung 

Die Versammlung 

BESCHLIESST, 

1. Artikel VII 

folgenden neuen Absatz (a) einzufügen: 

„Die Versammlung setzt einen Präsidialausschuß 
ein, der aus dem Präsidenten der Versammlung, 
der ex officio in diesem Ausschuß den Vorsitz führt, 
den früheren Präsidenten der Versammlung, so-
fern  sie ohne Unterbrechung der Versammlung als 
Vertreter oder Stellvertreter angehören, den Vize-
präsidenten, den Ausschußvorsitzenden und je-
weils einem von jeder politischen Gruppe ernann-
ten Mitglied besteht. Ist der Präsident abwesend 
oder verhindert, so wird er von einem der Vizeprä-
sidenten der Versammlung vertreten. Ist der Vor-
sitzende eines Ausschusses abwesend oder verhin-
dert, so wird er von einem der stellvertretenden 
Vorsitzenden dieses Ausschusses vertreten." 

folgenden neuen Absatz (b) einzufügen: 

„Die Versammlung setzt einen Ständigen Aus

-

schuß ein, der aus den Mitgliedern des Präsidial- 
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ausschussec und Mitgliedern der Versammlung 
besteht." 

Die Bezifferung der folgenden Absätze ist entspre-
chend zu ändern. 

2. Artikel V und XI 

Im französischen Text von Artikel V und Artikel XI 
sind die Worte „Greffe de l'Assemblée" durch die 
Worte „Secrétariat de l'Assemblée" zu erset-
zen" *). 

Beschluß 6 

betr. die Änderung der Geschäftsordnung 

Die Versammlung 

BESCHLIESST, 

I. Beschlußfähigkeit bei Ausschußsitzungen 

Artikel 40 Abs. 4 (b) wie folgt zu ändern: 

„Ein Ausschuß kann beraten, wenn ein Drittel sei-
ner Mitglieder anwesend ist. Falls jedoch ein 
Sechstel der Ausschußmitglieder vor Beginn einer 
Abstimmung über einen Entwurf einer Empfeh-
lung, einer Stellungnahme, einer Entschließung, 
einer Richtlinie oder eines Beschlusses oder vor 
der Wahl des Vorsitzenden oder des stellvertre-
tenden Vorsitzenden einen entsprechenden An-
trag stellt, kann die Abstimmung nur stattfinden, 
wenn die Mehrheit der Ausschußmitglieder an-
wesend ist. 

Wenn ein solcher Antrag nicht gestellt wird und 
wenn die entsprechende Anzahl von anwesenden 
Mitgliedern nicht erreicht wird, wird die Sitzung 
für geschlossen erklärt und eine zweite Sitzung 
unmittelbar danach eröffnet, deren Beschlußfä-
higkeit festgestellt wird. 

Die Zahl der Mitglieder eines Ausschusses richtet 
sich nach der Zahl der Vertreter oder Stellvertre-
ter, deren Benennung als Ausschußmitglieder von 
der Versammlung gemäß Artikel 38 Abs. 6 * *) be-
stätigt worden ist." 

II. Beobachter 

Nach Artikel 15 * *) ist folgender neuer Artikel mit 
der Überschrift „Beobachter" einzufügen: 

„Auf Vorschlag des Präsidialausschusses kann die 
Versammlung Vertreter von Parlamenten von 
Nichtmitgliedstaaten der WEU als Beobachter zu-
lassen. Diese Beobachter nehmen an den Sitzun-
gen teil, dürfen aber nicht an der Abstimmung 
teilnehmen. Mit Genehmigung des Präsidenten 

*) Diese Änderung gilt auch für den französischen Text der 
Geschäftsordnung. 

* *) Bezifferung vor Änderung der Geschäftsordnung. 

der Versammlung können sie sich zum Wort  mel-
den. " 1 ) 

Artikel 40 Abs. 7 ist wie folgt zu ändern: 

„Die Bedingungen, unter denen eine Person, die 
weder Vertreter noch Stellvertreter in der Ver-
sammlung ist, gehört werden kann, werden vom 
Vorsitzenden des Ausschusses festgelegt. 

Die Bedingungen, unter denen eine Person, die 
weder Vertreter noch Stellvertreter in der Ver-
sammlung ist, an einer Ausschußsitzung teilneh-
men kann, werden vom Vorsitzenden des Aus-
schusses festgelegt. " 

III. Ständiger Ausschuß 

Nach Artikel 14 ist folgender neuer Artikel mit der 
Überschrift „Ständiger Ausschuß" einzufügen: 

„1. Der Ständige Ausschuß besteht aus den Mit-
gliedern des Präsidialausschusses und Mit-
gliedern der Versammlung. 

2. Die Sitze im Ständigen Ausschuß werden wie 
folgt auf die Mitglieder der Versammlung ver-
teilt: Frankreich, Deutschland, Ita lien, Spa-
nien und das Vereinigte Königreich jeweils 
3 Sitze; Belgien, die Niederlande und Portu-
gal jeweils 2 Sitze; Luxemburg 1 Sitz. Diese 
Mitglieder des Ständigen Ausschusses wer-
den gemäß den Bestimmungen von Artikel 7 
Abs. 3, 4 und 5 sowie Artikel 38 Abs. 6 er-
nannt. 

3. Der Ständige Ausschuß wird während des er-
sten Teils der ordent lichen Sitzungsperiode 
der Versammlung eingesetzt. 

4. Er wird vom Präsidenten der Versammlung 
immer dann einberufen, wenn er dies für er-
forderlich hält, mindestens jedoch zweimal 
jährlich. Er kann in jedem Mitgliedstaat der 
Westeuropäischen Union zusammentreten. 

5. Soweit in diesem Artikel nichts anderes be-
stimmt ist, ist das Verfahren im Ständigen 
Ausschuß das gleiche Verfahren wie in ande-
ren Ausschüssen der Versammlung. Die für 
die Versammlung geltenden Bestimmungen 
in bezug auf die Öffentlichkeit der Ausspra-
chen (Artikel 20), das Sitzungsprotokoll (Arti-
kel 21), die Änderungsanträge (Artikel 29), 
das Recht auf Wortergreifung (Artikel 30), die 
Anträge zum Verfahren (Artikel 31), Abstim-
mungsverfahren (Artikel 33), erforderliche 
Mehrheiten (Artikel 34 Absätze (b) und (c)) 
und Beschlußfähigkeit (Artikel 35) gelten 
auch für den Ständigen Ausschuß. 

6. Der Ständigen Ausschuß prüft Ausschußbe-
richte, die der Präsidialausschuß in seinen 

1) Derzeit werden vom Präsidialausschuß als Beobachter einge-
laden: Vertreter von Parlamenten von Mitgliedstaaten der 
NATO, die die Mitgliedschaft in der WEU beantragt haben, 
Vertreter von Parlamenten anderer Mitgliedstaaten der 
NATO, Vertreter von Parlamenten von Staaten, die den be-
sonderen Gaststatus beim Europarat besaßen und nunmehr 
die volle Mitgliedschaft im Europarat erhalten haben, sowie 
Vertreter von Staaten mit besonderem Gaststatus. 
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Arbeitsplan aufgenommen hat und handelt 
— soweit erforderlich — im Namen der Ver-
sammlung. 

7. Dem Ständigen Ausschuß vorgelegte Berichte 
müssen spätestens drei Wochen vor der Sit-
zung des Ständigen Ausschusses von den zu-
ständigen Ausschüssen verabschiedet sein. 

8. Die Berichterstatter der Ausschüsse haben 
das Recht, an der Aussprache teilzunehmen, 
jedoch nicht an der Abstimmung." 

IV. Ablauf der Aussprachen 

In Artikel 32 ist folgender neuer Absatz 3 einzufü-
gen: 

„Wenn eine Reihe von Rednern, die sich ord-
nungsgemäß in die Rednerliste eingetragen ha-
ben und auch anwesend sind, aus Zeitmangel 
nicht das Wort  ergreifen können, ist es ihnen ge-
stattet, am Schluß der Aussprache den Text ihrer 
Rede in einer der Amtssprachen zur Veröffentli-
chung im amtlichen Sitzungsbericht einzureichen, 
vorausgesetzt, daß die Länge des Textes der Rede-
zeit entspricht, die ihnen zur Verfügung gestan-
den hätte." 

V. Verwendung der Begriffe „Greffe" und „Greffier" 
im französischen Text der Geschäftsordnung 

Der Änderung des französischen Textes der Sat-
zung entsprechend, ist im gesamten französischen 
Text der Geschäftsordnung die Bezeichnung 
„Greffe de l'Assemblée" durch „Secrétariat de 
l'Assemblée" zu ersetzen. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Sicherheit Europas und Bedrohungen 
außerhalb Europas — der Aufbau von 

Frieden und Sicherheit im Mittelmeerraum und 
im Nahen Osten 

(Drucksache 1271) 

Berichterstatter: Abg. Miguel Angel Mar tinez 
(Spanien) 

verbundene Debatte mit: 

Die Golfkrise — Lehren für die 
Westeuropäische Union 

(Drucksache 1268) 

Berichterstatter: 
Abg. Jaap de Hoop Scheffer (Niederlande) 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kollegen! Nach dem Zerfall der 
kommunistischen Systeme in Mittel- und Osteuropa, 
nach der Auflösung des Warschauer Pakts gab es viele 
Menschen in Europa, die der Meinung waren, die Idee 
vom ewigen Frieden, von der schon der Königsberger 
Philosoph Kant gesprochen hatte, könnte end lich ver-
wirklicht werden. Um so größer war der Schock, als 
der Golfkrieg begann, ein Schock, der selbst Mini-
stern und dem Kanzler die Sprache verschlagen hat. 

Er hat dazu geführt, daß man zunächst nicht überall in 
der Lage war, entsprechend zu reagieren. 

Dieser Schock war ein heilsamer Schock — so möchte 
ich es formulieren — , weil er gezeigt hat, daß Sicher-
heitsfragen nicht durch plötzliche Entwicklungen zur 
Seite geschoben werden, etwa durch das Ende des 
Ost-West-Konflikts, sondern ein permanentes Pro-
blem bleiben. 

Der Golfkrieg beinhaltete aber auch die Chance, die 
Vereinten Nationen als Instrument kollektiver Si-
cherheit einzusetzen. Es waren letzten Endes ja die 
Vereinten Nationen, die die Souveränität des Mit-
gliedslandes Kuwait, die vernichtet worden war, wie-
derhergestellt haben. Die WEU hat dabei eine Rolle 
gespielt. Vor allem hat sie aber nach dem Krieg eine 
Rolle gespielt, als es darum ging, die humanitäre Hilfe 
für die Kurden oder den Einsatz der Minenräum-
schiffe der Mitgliedsländer der WEU in diesem Raum 
zu koordinieren. 

Das zeigt aber zugleich, daß für die künftige europäi-
sche Sicherheitspolitik Klarheit notwendig ist. Es ist 
leider festzustellen, daß sich in bestimmten Ländern 
wesentliche Teile der politischen Klasse dieser Her-
ausforderung nicht stellen. Wir haben vor wenigen 
Tagen erlebt, daß der Parteitag der ältesten und mit-
gliedermäßig größten Partei in der Bundesrepublik 
Deutschland von der Weltpolitik und von der europäi-
schen Sicherheitspolitik durch eine Resolu tion Ab-
schied genommen hat, die deutlich macht, daß man 
sich an Maßnahmen kollektiver Sicherheit nicht betei-
ligen will. Das ist natürlich auch eine Herausforde-
rung für die WEU, weil das Land, in der diese Partei 
wirkt, Mitglied der WEU ist und niemand auf Dauer 
ausschließen kann, daß diese Partei in jenem Land 
wieder Regierungsverantwortung übernimmt. 

Ein weiteres Problem, mit dem wir uns heute ausein-
andersetzen müssen, ist, daß auch in Zukunft der ge-
samte Mittelmeerraum Krisengebiet bleiben wird. 
Wir haben aus dem vorzüglichen Bericht des Kollegen 
Martinez entnehmen können, daß es in den Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft 2,3 Millionen Solda-
ten gibt, in den Ländern des Nahen Ostens hingegen 
2,7 Millionen. Wir wissen, daß der größte Teil des 
Waffenhandels der letzten Jahre in diesem Raum ab-
gelaufen ist. Allein 1988 waren es 38 %. Es gibt do rt 

 über 20 000 Panzer. Das bedeutet natürlich, das, was 
im Bericht gefordert wird, nämlich die Nonprolifera-
tion von Massenvernichtungswaffen in diesem Raum, 
durchzusetzen. Darüber hinaus ist festzustellen, daß 
auch die Lieferung von konventionellen Waffen in 
diesen Raum — so steht es in der Empfehlung — eine 
Bedrohung des Friedens darstellt. 

Deswegen müssen wir alles tun — ich unterstreiche 
das —, um einen Prozeß einzuleiten. Weil es ein lang-
wieriger Prozeß sein wird, ist es notwendig, ihn 
schnell zu beginnen. Wir brauchen ähnlich wie die 
KSZE eine KSZM. Denn immerhin hat es eineinhalb 
Jahrzehnte gedauert, bis durch den Prozeß der KSZE 
die Ost-West-Spannungen abgebaut worden sind. Bei 
den vielfältigen Verschränkungen gerade im Nahen 
Osten können wir uns vorstellen, welch schwierige 
Aufgabe auf uns wartet, gerade wenn man sich 
Korb III der KSZE vor Augen führt, nämlich die Ver- 
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wirklichung der Menschenrechte. Es sind nicht nur 
die Menschenrechte der Kurden in Irak bedroht. Das 
ist auch in anderen Ländern der Fa ll. Es ist ein anderer 
Kulturkreis, mit dem wir konfrontiert sind. Do rt  gibt es 
nicht das europäische Erbe der Menschenrechte und 
der Toleranz. Das Stichwort Fundamentalismus steht 
im Bericht. Es ist auch in der Versammlung schon 
gefallen. 

Es wäre aber zu einfach, die Herausforderungen, die 
sich dort  aufbauen, nur auf den religiösen Fundamen-
talismus zu schieben. Es ist auch der Kulturschock der 
modernen Industriegesellschaft, der auf die Völker in 
diesen Ländern einwirkt. 

Kein Mitgliedsland der WEU ist davon nicht be troffen. 
Ich will  nur die Bundesrepublik Deutschland nennen, 
die kein Anrainerstaat des Mittelmeers ist, die aber 
immerhin etwa die Hälfte der Menschen innerhalb 
ihrer Grenzen beherbergt, die nach dem Bericht des 
Kollegen Martinez aus den Mittelmeer-Anrainerlän-
dern in Mitgliedsländer der Europäischen Gemein-
schaft eingewandert sind. Das bedeutet natürlich, daß 
wir versuchen müssen, mit dieser kulturell anderen 
Welt ins Gespräch, in Kontakt zu kommen, um uns 
gegenseitig besser kennenzule rnen. Es war sehr ver-
dienstreich, daß die Kulturkommission des Europarats 
in der vergangenen Woche in Paris ein dreitägiges 
Seminar über Kulturbeziehungen und Einflüsse des 
Islam auf Europa seit dem Mittelalter durchgeführt 
hat. Das war sicher ein guter Beitrag, um sich näher-
zukommen. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch den Gedanken her-
vorheben, mit dem ich begonnen habe. Wir müssen 
uns darüber klar sein — das ist die eigentliche Her-
ausforderung des Golfkonflikts — , daß Europa sicher-
heitspolitisch mit einer Zunge reden muß. Einige der 
Schwierigkeiten, die in den letzten Monaten und in 
der Vorgeschichte des Golfkriegs und während des 
Golfkriegs entstanden sind, resultieren daher, daß Eu-
ropa nicht mit einer Zunge gesprochen hat. Das ist die 
große Herausforderung, vor die wir, auch wir in der 
Versammlung der WEU, gestellt sind. 

Dr. Hermann Scheer (SPD): Wir diskutieren über zwei 
Berichte, die — wie man feststellt, wenn man näher 
hinsieht — in ihrer Grundphilosophie sehr unter-
schiedlich sind. Der eine Bericht versucht, die euro-
päischen Bemühungen in friedenssichernde Maß-
nahmen der Vereinten Nationen einzuordnen. Der 
andere Bericht, nämlich der von de Hoop Scheffer, 
versucht — und das gleiche gilt für einen anderen 
Bericht, über den wir in dieser Woche auch noch dis-
kutieren; ich meine den Bericht von Dudley Smith —, 
völlig unabhängig von der Einordnung europäischen 
Engagements in friedenssichernde Maßnahmen der 
Vereinten Nationen ein außereuropäisches militäri-
sches Engagement der WEU festzuschreiben. Hier 
beginnt der politische Konflikt, denn es gibt dafür 
— um das gleich zu sagen — keinen politischen Kon-
sens, und diejenigen, die meinen, es könnte über die 
WEU einen Konsens geben, den es in dieser Frage 
über die NATO bisher nicht gegeben hat, irren sich 
grundsätzlich. 

Die NATO ist, auf den europäischen Geltungsbereich 
bezogen, ein regionales Verteidigungsbündnis, das 

„out of area"-Aktionen verbietet. Auch die WEU ist 
ein regionales Verteidigungsbündnis und hat, wenn 
es ohne Bezug zu friedenssichernden Maßnahmen der 
Vereinten Nationen operieren sollte, „out of area" 
nichts zu suchen. So wie bei der NATO gibt es auch 
bei der WEU eine „out of area"-Problematik. 

Das, was bei der NATO politisch unangemessen wäre 
und von dem eigentlichen Zweck dieses Verteidi-
gungsbündnisses wegführte, ist es in gleichem Maße 
für die WEU. Es ist ganz offenkundig, daß der T rick 
versucht wird, mit der WEU das zu ermöglichen, was 
mit der NATO bisher nicht möglich war, weil es einen 
zu starken öffentlichen Protest gab, weil das Bewußt-
sein vorhanden ist, daß man Aktionen „out of area" 
nicht als Aufgabe des Bündnisses definieren kann. 

Wenn die WEU, wie es an anderer Stelle immer heißt, 
eine Art  Interimslösung sein soll, eine Art  Vorberei-
tung auf eine mögliche gemeinsame Sicherheitspoli-
tik einer demokratisch verfaßten europäischen Union, 
dann ist es mit Sicherheit der falsche Weg, jetzt eine 
WEU zu konstruieren, die, statt den Integrationspro-
zeß in Europa zu fördern, nur einen tiefen inneren 
Konflikt über die Aufgabe und den Zweck dieser 
Verteidigungsunion provozieren würde. Ich sage das 
nur, damit sich niemand Illusionen über das Konflikt-
potential macht, das bei falschen Empfehlungen in 
dieser Frage steckt. 

Im übrigen handelt es sich bei allen Bemühungen um 
„out of area" doch offenkundig um ein falsches Si-
gnal. Denn was sind eigentlich die Ursachen der Kon-
flikte, die außerhalb Europas stattfinden? Es kann 
doch niemand ernsthaft behaupten, daß eine wirkli-
che militärische Bedrohung Europas seitens der Drit-
ten Welt existierte. Das ist lächerlich! Was wirk lich der 
Fall sein kann, ist, daß man Menschenrechte und Völ-
kerrechtsgrundsätze auch außerhalb Europas mit si-
chern hilft, weil das eine allgemeine humanitäre oder 
völkerrechtssichernde Aufgabe darstellt, bei der wir 
ebensoviel Mitverantwortung haben — nicht mehr 
und nicht weniger — , wie es für Australier und Latein-
amerikaner oder Nordamerikaner und Asiaten gilt. 
Hier eine besondere Rolle der Westeuropäischen 
Union, eine besondere Legitimation herauszulesen er-
weckt, psychologisch gesehen, falsche und nega tive 
Erinnerungen an eine unselige koloniale europäische 
Vergangenheit. 

Deswegen muß man mit diesen Fragen hochsensibel 
umgehen, und man muß natürlich wissen, daß die 
Konflikte, die woanders auftreten, in allererster Linie 
soziale Ursachen haben, Ursachen im Nord-Süd-Kon-
flikt, die mit schlechten Verteilungsrelationen, mit 
Ausbeutungsstrukturen, mit Waffenexporten usw. zu-
sammenhängen. 

Angesichts dieser Sachlage ist es eine geradezu gro-
teske politische Fehlentwicklung, wenn man als erste 
neue Antwort auf solche möglichen Konflikte in dem 
Ausmaß militärische Bemühungen befürwortet, wie 
es in dem Bericht von Herrn Scheffer und in dem 
Bericht von Dudley Smith der Fall ist. Militärische 
Maßnahmen sollten nach unserer demokratischen 
Grundphilosophie doch immer nur die Ultima ratio 
sein. 
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— Noch ein Satz, Herr Präsident. — Ich spreche also 
gegen militärische Maßnahmen „out of area", und ich 
spreche dagegen, daß man, wie es in den Berichten 
von Herrn Scheffer und Herrn Smith der Fa ll  ist, mili-
tärische Maßnahmen als P rima ratio darzustellen ver-
sucht. 

Heinz-Alfred Steiner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zunächst bedanke ich mich 
bei den Kollegen Martinez und de Hoop Scheffer für 
ihren Bericht über die Golfkrise, für ihre Vorschläge, 
für ihre Anregungen und auch für ihre Empfehlungen, 
die nun Gegenstand unserer Debatte geworden sind. 
Ich meine, daß die schnelle Vorlage dieser Berichte 
ihre Aktualität sichert und auch einen Teil der Betrof-
fenheit darüber einfängt, daß es nur mit militärischen 
Mitteln möglich war, die Golfkrise zu beenden. Ich 
glaube, daß diese Betroffenheit nach wie vor gegeben 
ist. 

Die Berichterstatter haben sehr mutig den Versuch 
unternommen, mit ihren Berichten und den sich dar-
aus ergebenden Beschlußempfehlungen einen zu-
künftigen Handlungsrahmen für die WEU zu entwik-
keln. Bei der großen Zahl von möglichen Modellen 
und deren unterschiedlicher politischer Bewertung, 
wie ich meine, eine äußerst schwierige Aufgabe. Aber 
es ist richtig und äußerst wichtig, daß wir darüber 
beraten, welche Maßnahmen geeignet sein können, 
die Golfregion so umfassend wie möglich zu befrie-
den. Wir haben auch darüber zu sprechen, welche 
Inhalte geeignet sein können, um zukünftig mit nie 
auszuschließenden, plötzlich auftretenden Krisen fer-
tigzuwerden. 

Mir sind im Laufe dieser Debatte erhebliche Beden-
ken gekommen, ob die uns vorliegenden Beschluß-
empfehlungen dieser Zielsetzung insgesamt gerecht 
werden können. Ich will das an einigen Beispielen aus 
den Beschlußempfehlungen unseres Kollegen Schef-
fer erläutern. Ich bin z. B. gegen eine längere Präsenz 
von maritimen Einheiten der Mitgliedsstaaten der 
Westeuropäischen Union in der Golfregion. Es ge-
hört nicht zu den originären Aufgaben unserer Orga-
nisation, sich in die Rolle eines Polizisten zu begeben, 
der außerhalb Europas, nämlich in der Golfregion, 
über längere Zeit für Ordnung in unserem Sinne zu 
sorgen hat. Ich meine, daß es eine nicht vertragskon-
forme Beschlußempfehlung ist. 

Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich derzeit 
an der Minenräumaktion, um möglichst schnell die 
von den Minen ausgehenden Gefahren für die Han-
delsschiffahrt, d. h. Kriegsfolgen, zu besei tigen. Wei-
tergehende Maßnahmen sind nicht vorgesehen, und 
mir sind auch weitergehende Maßnahmen nicht be-
kannt. Ich würde mich weitergehenden Maßnahmen 
auch widersetzen. 

In Nr. 2 seiner Beschlußempfehlung schlägt Scheffer 
vor, die dort  genannten Regierungen, nämlich Däne-
mark, Norwegen, Griechenland und Türkei, aufzufor-
dern, sich ständig an den Arbeiten der Westeuropäi-
schen Union auf allen Ebenen und in sämtlichen Gre-
mien zu beteiligen. Ich neige zu dem, was der Kollege 
de Dekker dazu gesagt hat: Wir haben bisher aus 
guten Gründen — die sind nicht weggefallen — einen 
Unterschied zwischen den der Westeuropäischen 

Union nicht angehörenden Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft und den übrigen, nicht der Westeuro-
päischen Union und der EG angehörenden NATO

-

Staaten, gemacht. Den der Europäischen Gemein-
schaft angehörenden Staaten haben wir stets die Per-
spektive einer Mitgliedschaft in der Westeuropäi-
schen Union eröffnet, und dabei sollten wir auch 
bleiben. Ich sehe keinen zwingenden Grund, davon 
abzugehen. 

Der Nr. 3 der Beschlußempfehlung kann ich in der 
vorgelegten Fassung auf keinen Fa ll  zustimmen. Ich 
habe keine Einwände gegen Treffen der General-
stabschefs der Mitgliedstaaten der Westeuropäischen 
Union, wenn dafür ein Anlaß besteht. Es hat auch 
schon einen Anlaß gegeben, und es hat auf Wunsch 
der französischen Präsidentschaft am 10. April dieses 
Jahres ein Treffen der Generalstabschefs stattgefun-
den, um Meinungen auszutauschen und unterstüt-
zende Maßnahmen abzustimmen. 

Drittens. Dieses Ziel des Generalstabs, schnelle Ein-
greiftruppen der Westeuropäischen Union für Opera-
tionen außerhalb Europas zu errichten ohne strikte 
Anwendungen an Aktionen unter dem Kommando 
der Vereinten Nationen sind aus meiner Sicht poli-
tisch abenteuerlich und nicht mit Inhalt und Geist des 
Westeuropäischen-Union-Vertrages zu vereinbaren. 

Ich versage mir nicht, Verpflichtungen im Rahmen der 
Charta der Vereinten Nationen zu erfüllen, aber dann 
muß dies ganz eindeutig auch unter der Verantwor-
tung der Vereinten Nationen geschehen. Außerhalb 
des von mir genannten Rahmens sehe ich keine Legi-
timationsgrundlage für den Einsatz schneller Ein-
greiftruppen der Westeuropäischen Union für militä-
rische Operationen in Krisengebieten außerhalb Eu-
ropas. 

Dienstag, 4. Juni 1991 

Tagesordnungspunkt: 

Zweiter Teil des 36. Jahresberichtes der WEU 
vorgelegt vom französischen Außenminister und 

amtierenden Vorsitzenden Roland Dumas 

(Drucksache 1265) 

Ansprache des französischen Außenministers 
und amtierenden Ratsvorsitzenden 

Roland Dumas 

Herr Präsident, 

ich möchte mich zunächst für Ihre Begrüßungsworte 
bedanken und Ihnen sagen, wie froh ich bin, wieder 
vor Ihrer Versammlung zu stehen, um ihr über unse-
ren Auftrag zu berichten. 

Herr Präsident, sehr geehrte Parlamentarier und Par-
lamentarierinnen, vor sechs Monaten habe ich von 
dieser Tribüne aus zu Ihnen gesprochen in einer Si-
tuation internationaler Anspannung, die von der Golf-
krise geprägt war, von der man bereits ahnte, daß sie 
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sich wenige Tage später in den Golfkrieg verwandeln 
würde. 

Dieser Krieg wurde durch den Sieg des Rechts been-
det, obwohl schmerzliche Nachwirkungen zurück-
bleiben, ich denke dabei insbesondere an das Leid der 
kurdischen Flüchtlinge, und obwohl andere Probleme 
bestehen bleiben, hier denke ich an den Fall der Palä-
stinenser. 

Inzwischen konnten die Debatten über Europa wieder 
aufgenommen werden. Es ist heute meine Aufgabe, 
eine erste Bilanz der seit dem ersten Juli 1990 vergan-
genen elf Monate zu ziehen, in denen Frankreich die 
Ehre hatte, die Präsidentschaft der WEU auszuüben. 
Ich möchte den Schwerpunkt auf einige Themen set-
zen, die für diese Zeit voller Ereignisse, Überlegungen 
und Taten besonders kennzeichnend waren. 

Da ist zunächst die Golfregion. 

Vieles ist über Europas Aktivitäten und deren Unzu-
länglichkeit während dieser Ereignisse gesagt wor-
den. In Wirklichkeit muß man darüber zurückhaltend 
urteilen und ehrlich feststellen, daß Europa alles in 
seinen Möglichkeiten Stehende getan hat. Das ist im 
Vergleich zur Vergangenheit viel: Soviel ich weiß, hat 
es ein europäisches Vorgehen im Bereich der Vertei-
digung des Rechts in der Geschichte praktisch noch 
nie gegeben; das bedeutet auch sehr viel, wenn man 
die Ergebnisse an den institutionellen und materiellen 
Mitteln mißt, über die Europa verfügt, aber es ist in der 
Tat wenig, wenn man sich vorstellt, wie das Vorgehen 
eines Europas hätte aussehen können, das wie ein 
einziges Land, wie eine Macht mit weltweiter Bedeu-
tung auf der internationalen Bühne tätig geworden 
wäre. 

Die französische Präsidentschaft hat sich darum be-
müht, einen größtmöglichen Nutzen aus den zur Ver-
fügung stehenden Mitteln und Mechanismen zu zie-
hen. Die politischen und politisch-militärischen Kon-
sultationen haben perfekt funktioniert: Die Außen- 
und Verteidigungsminister sind dreimal in dieser An-
gelegenheit zusammengekommen und in ständigem 
Kontakt miteinander geblieben. Die Generalstabs-
chefs haben sich ebenfalls ge troffen — es war dies das 
erste Mal in der Geschichte der Organisa tion — und 
genaue Richtlinien haben zu einer bestmöglichen 
Koordinierung der in der Region eingesetzten Mittel 
geführt. 

Ständige Systeme für konzertierte Aktionen wurden 
sowohl in Paris als auch im Konfliktbereich errichtet, 
wo eine gemeinsame Marinebehörde die Koordinie-
rung sichergestellt hat. 

Diese Bemühungen haben zu bedeutsamen Ergebnis-
sen geführt. So haben z. B. die Marinestreitkräfte der 
WEU-Mitgliedstaaten in der unmittelbaren Phase vor 
Ausbruch des Krieges mehr als drei Viertel der Kon-
trollen im Hinblick auf das Embargo sichergestellt. 
Was die militärischen Operationen auf dem Lande 
anbetrifft, so lassen Sie uns feststellen, daß, auch 
wenn sich nur zwei Länder mit ihren Soldaten und 
ihrem militärischen Gerät beteiligt haben, die Solida-
rität zwischen den anderen Ländern ebenfalls eine 
Rolle gespielt hat. Die britischen und französischen 
Truppen haben Unterstützung von allen Mitgliedslän

-

dern der WEU erhalten, die sich gemeinsam bemüht 
haben, über ihr politisches Engagement hinaus einen 
echten Beitrag in Form von logistischen Hilfen oder 
Transportmitteln zu leisten. 

Schließlich möchte ich die von seiten des Präsidiums 
in der Nachkriegsphase erfolgten Bemühungen um 
eine Koordinierung der Hilfe für die kurdische Bevöl-
kerung im Irak erwähnen. Zu diesem Zweck fand am 
8. April dieses Jahres am Rande der Tagung des euro-
päischen Rates eine außergewöhnliche Sitzung der 
Außenminister statt. 

Stellen wir uns nun im Hinblick auf diese kurze Ver-
gegenwärtigung der Ereignisse die folgende Frage: 
Konnte man mehr tun? 

Jedem Mitgliedstaat kommt ganz offensichtlich ein 
Teil der Antwort zu. Welches Vorgehen die WEU auch 
immer geplant hatte, so konnte es sich noch nicht um 
die Summe nationaler Beiträge handeln. 

Der europäische Impuls hat dennoch seine Rolle ge-
spielt. Die europäische Perspektive, in der die Aktio-
nen erfolgt sind, hat es mehreren Ländern ermöglicht, 
Anstrengungen zu unternehmen und Mittel einzuset-
zen, die sie in Ermangelung eines europäischen Rah-
mens vielleicht nicht angewandt hätten — zahlreiche 
Kollegen haben mir diese Schwierigkeiten nicht ver-
schwiegen. 

Konnte man dennoch in der WEU über diesen Rah-
men hinausgehen? 

Ganz ehrlich, unter den gegebenen Umständen 
glaube ich das nicht. Was gemacht wurde, war wich tig 
und nützlich. Diese Erfahrung hat wohl gezeigt, daß 
die Europäer sie selbst sein und dabei gleichzei tig in 
voller Harmonie mit unseren Verbündeten, den Ver-
einigten Staaten, handeln konnten. 

Die Medien haben manchmal berichtet, daß Europa 
nicht ausreichend präsent gewesen sei. Andere haben 
daraus den mehr allgemeinen Schluß gezogen, daß 
diese Unzulänglichkeiten gezeigt hätten, wie verfrüht 
die Pläne für die Schaffung einer europäischen Si-
cherheits- und Verteidigungszone seien. 

Man sollte jedoch genau die entgegengesetzte Lehre 
ziehen. Gerade weil es noch kein politisches Europa 
gibt, sind seiner sicherheits- und verteidigungspoliti-
schen Dimension Grenzen gesetzt, und auf diese 
Grenzen ist es, wie ich soeben ausführte, gestoßen. 

Die Erfahrung des Golfkriegs zeigt, wie wich tig es ist, 
daß Europa, wenn wir möchten, daß es binnen eines 
Zeitraums, den wir nicht im Voraus bestimmen kön-
nen, voll als solches handlungsfähig wird, sich heute 
die dazu erforderlichen politischen Mittel verschafft, 
und daß dies ab sofort geschieht. 

Diese letzte Bemerkung führt mich zum zweiten 
Thema meiner Ausführungen, das seit Beginn dieses 
Jahres den überwiegenden Teil der Arbeiten unserer 
Organisation ausmacht. Ich möchte über die Stellung 
und die Rolle sprechen, die der WEU innerhalb der 
europäischen Sicherheitsstruktur zukommt. 

Gestatten Sie mir zu Beginn den Hinweis darauf, daß 
die Debatte zu diesem Thema nicht abgeschlossen ist. 
Sie hat noch dieser Tage auf dem sogenannten „Gym- 
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nicher'' Treffen in Dresden stattgefunden und wird in 
den kommenden Tagen, Wochen und Monaten weiter 
fortgesetzt werden. 

Die Diskussionen haben seit dem Beginn dieses Jah-
res spürbare Fortschritte gemacht. Am 22. Februar 
fand darüber eine außergewöhnliche Ministersitzung 
statt, in deren Anschluß ein Bericht veröffentlicht 
wurde, der auf der Grundlage eines von unserem Ge-
neralsekretär Herrn van Eekelen verfaßten Berichts 
erstellt worden war. Das am Vorabend der Tagung 
des europäischen Rates stattfindende Treffen vom 
27. Juni wird eine weitere wichtige Etappe sein. 

Die innerhalb der WEU durchgeführten Arbeiten ha-
ben somit einen sehr wich tigen Beitrag geleistet und 
zu einer Debatte geführt, die sowohl den Kreis der 
Zwölf als auch den der Sechzehn interessie rt. Sie ha-
ben es vor allem ermöglicht, allmählich klarzustellen, 
was auf dem Spiel steht, und Mißverständnisse auszu-
räumen. 

Der Einsatz ist in der Tat beachtlich. Aber lassen wir 
uns nicht darüber hinwegtäuschen, daß das Ziel vor 
allem politischer Natur ist. Wenn man ein Europa er-
richten möchte, so sollte man ebenfalls ein Europa der 
Verteidigung schaffen, weil dies Teil eines untrenn-
baren und unteilbaren Ganzen ist. 

Was die Mittel anbetrifft, auf diesem Weg voranzu-
schreiten, so werden sie zwangsläufig in Etappen und 
schrittweise eingesetzt werden. Bei diesem Vorgehen 
gibt es nichts, was das Atlantische Bündnis oder sein 
Militärpotential beeinträchtigen könnte. 

Ich bin sicher, daß keiner in den Reihen der Verant-
wortlichen eine solche Absicht hegt. Dies ist nicht die 
Absicht Frankreichs bei der zukünftigen Debatte. 

Andererseits darf diese Sorge nicht dazu führen, daß 
das Bündnis den Europäern vorschreibt, was sie zu tun 
oder zu unterlassen haben. 

Das Bündnis muß sich seinerseits weiterentwickeln. 
Diese Entwicklung wurde aufgrund der tiefgreifen-
den Veränderungen erforderlich, die im europäischen 
strategischen Umfeld erfolgt sind. Es ist offenkundig, 
daß die Aspekte des Aufbaus Europas ein wich tiges 
Element dieser Veränderungen sind. Sie müssen vom 
Bündnis berücksichtigt werden, haben jedoch keine 
unmittelbaren Auswirkungen, die die Ro lle der NATO 
verändern könnten. 

Die derzeitigen Veränderungen innerhalb des Bünd-
nisses sind vielmehr auf den Wandel der Sicherheits-
bedingungen in Mittel- und Osteuropa zurückzufüh-
ren. Sie ergeben sich ebenfalls aus der Diskrepanz 
zwischen einigen Organisationsmechanismen der 
NATO und der gegenwärtigen internationalen Situa-
tion. Aber dies, darüber sind wir uns einig, ist nicht 
Sache der Europäer als solche. Es ist zunächst Sache 
der Alliierten. 

Die europäischen und atlantischen Debatten verlau-
fen also meiner Ansicht nach parallel, jede nach ihrer 
eigenen Logik und ihrem eigenen Rhythmus. Sie dür-
fen nicht in völliger Unkenntnis voneinander verlau-
fen, aber sie dürfen nicht in einem Maße aufeinander 
übergreifen, daß sie sich gegenseitig beeinträchti-
gen. 

Gegenseitiges Mißtrauen wäre unangebracht. Denn 
wenn es stimmt, daß ein verstärkter Aufbau Europas 
das Bündnis insgesamt konsolidieren wird, dann 
stimmt es umso mehr, daß die Grundlagen eines mög-
lichen europäischen Pfeilers innerhalb des Bündnis-
ses, der sich nicht urplötzlich von allein entwickeln 
kann, untergraben würden, wenn man die europäi-
schen Pläne verleugnen wollte. 

Um noch kurz auf die Art und Weise zurückzukom-
men, wie das Ziel der europäischen Verteidigung ver-
wirklicht werden soll, möchte ich darauf hinweisen, 
daß zwischen den Mitgliedsländern ein Konsens be-
steht, daß die WEU heute eine verstärkte Rolle spielen 
soll. Die WEU ist in der Tat die einzige europäische 
Instanz, die für den Verteidigungsbereich zuständig 
ist. Sie verfügt über ein umfangreiches Wissen, das 
sich sowohl aus ihrem Vertrag als auch aus ihrer Er-
fahrung ableitet. 

Man sollte auf diesem reichen Erfahrungsschatz auf-
bauen, sowohl bei der Festsetzung gemeinsamer Posi-
tionen im politisch-militärischen Bereich als auch im 
rein operativen Bereich. Sie sind in diesem Zusam-
menhang davon unterrichtet worden, daß am 10. April 
ein Treffen der WEU-Generalstabschefs in Pa ris statt-
gefunden hat. Mehrere Konzepte für eine Zusammen-
arbeit wurden bei dieser Gelegenheit ins Leben geru-
fen. Sie verdienen eine sofortige Untersuchung und 
Vertiefung, wobei es selbstverständlich ist, daß sie 
einem wirklich europäischen Bedürfnis entsprechen 
und daß ihr politisches Ziel unmißverständlich ist. 

Der Punkt, in dem der Konsens noch einer präziseren 
Klarstellung bedarf, bezieht sich auf den genauen 
Platz der WEU im Hinblick auf die zukünftige politi-
sche Union und das Atlantische Bündnis. Die franzö-
sischen Ansichten, die seit dem von unserem Staats-
präsidenten und Bundeskanzler Kohl gemeinsam ver-
faßten Brief wiederholt zusammen mit Deutschland 
zum Ausdruck gebracht wurden, sind wohlbekannt. 
Ihr Ziel ist es, aus der WEU ein Organ der politischen 
Union zu machen. Unserer Ansicht nach gibt es kei-
nen anderen Weg, wenn man die politisch-militäri-
sche Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedslän-
dern in die europäische Perspektive einbeziehen 
möchte. Wäre dies nicht der Fall, dann hätte diese 
Zusammenarbeit nicht viel Sinn. Die Allianz würde 
sich selbst genügen. Wir für unseren Teil würden 
dann kein Interesse darin sehen, operationellen Pro-
jekten ohne Authentizität ein europäisches Etikett 
aufzukleben. 

Vielleicht werden wir Gelegenheit haben, bei den 
Fragen, die mir gestellt werden, auf dieses besondere 
Thema zurückzukommen. 

Ohne in die Einzelheiten aller von der Organisa tion 
verrichteten Arbeiten zu gehen, auf die der Verteidi-
gungsminister heute nachmittag zurückkommen 
wird, möchte ich abschließend zwei Themen erwäh-
nen, die für die Aktivitäten der WEU während der 
letzten Monate kennzeichnend waren. 

Mit den neuen Demokratien in Mittel- und Osteuropa 
wurde ein ernsthafter Dialog eingeleitet. Der General-
sekretär der WEU und ein Vertreter des Präsidiums 
sind nacheinander nach Budapest, Prag und War-
schau gereist, um Konsultationen über die neuen Be- 
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dingungen der europäischen Sicherheit und die dies-
bezügliche Rolle der WEU zu eröffnen. Ich war selbst 
erstaunt über das Interesse, das die Kollegen dieser 
Länder an der Aufnahme guter Beziehungen zur WEU 
hatten. Diese Unternehmungen waren besonders 
fruchtbar, und meine Kollegen aus diesen drei Län-
dern haben mir sofort ihren Wunsch nach einer Ver-
tiefung dieser Kontakte bestätigt. Wir sind gern dazu 
bereit. In diesem Haus, zwei Schritte von hier entfernt, 
sind bereits Verantwortliche aus den drei besuchten 
Ländern und aus den Mitgliedsländern der WEU im 
Rahmen des Instituts für Sicherheitsstudien zusam-
mengekommen. Schon jetzt ist geplant, diese Erfah-
rung zu wiederholen. Ich glaube, daß dies für die 
Organisation und für jedes betroffene Land gleicher-
maßen von Vorteil sein wird. 

Bulgarien und Rumänien, deren Situation ein wenig 
anders ist, haben ebenfa lls ihr Interesse an der Eröff-
nung eines Dialogs zum Ausdruck gebracht. Es ist 
geplant, zu diesem Zweck eine Mission nach Sofia 
und Bukarest zu entsenden. 

Der Gegenstand dieses Gedankenaustausches stimmt 
mit den während der Debatten innerhalb der WEU 
bevorzugt behandelten Themen, d. h. Abrüstung und 
KSZE, überein. Nachdem die Unterzeichnung des 
KSE-Vertrags bereits mehrere Monate zurückliegt, 
hat ein jeder den Wunsch, daß er binnen kürzester 
Frist voll und ganz umgesetzt wird. 

Ich freue mich, hier heute sagen zu können, daß die 
WEU das jüngste Abkommen zwischen den Amerika-
nern und den Sowjets begrüßt hat, denn das war noch 
vorgestern nicht ganz der Fall. Die Westeuropäische 
Union hat in der Tat dazu beigetragen, die Mißver-
ständnisse auszuräumen, die durch Fehlinterpretatio-
nen der Klauseln des in Pa ris unterzeichneten KSE-
Vertrags entstanden waren. Wir werden in diesem 
Bereich weiter vorangehen können. 

Gleichzeitig gilt es, schon jetzt die Eröffnung von Kon-
sultationen zwischen allen KSZE-Mitgliedstaaten 
über zukünftige Perspektiven der Abrüstung in Eu-
ropa in Betracht zu ziehen. Ebenso notwendig ist es, 
daß die Europäer ihre Anstrengungen verstärken, da-
mit die auf dem Pariser KSZE-Gipfel ins Leben geru-
fenen Institutionen die ihnen gebührende Ro lle voll 
erfüllen können: Ich denke insbesondere an das Kon-
fliktverhütungszentrum, dessen Stellung einer Be-
kräftigung bedarf. Für alle diese Themen wird das 
nächste KSZE-Ministertreffen in Ber lin, das von unse-
ren deutschen Freunden organisiert wird, eine wich-
tige Etappe vor dem Helsinki-Gipfel im Jahre 1992 
bedeuten. In diesem Zusammenhang weisen die Be-
ziehungen zwischen der WEU und den Demokratien 
in Osteuropa zahlreiche Themen von gemeinsamem 
Interesse auf. 

Schließlich möchte ich noch ein letztes, mehr techni-
sches Thema erwähnen, das in den letzten Monaten 
Gegenstand eingehender Studien gewesen ist: Es 
handelt sich um die Pläne für eine Zusammenarbeit im 
Weltraum. Zu Recht bedeutet dieses Thema der Ver-
sammlung sehr viel. Sie haben diesem Thema einen 
äußerst interessanten Bericht gewidmet, den die Ex-
perten voll ausgeschöpft haben. Sie haben ebenfalls 
mehrere Empfehlungen an den Rat gerichtet, um ihn 

zur Verabschiedung konkreter Beschlüsse zu ermuti-
gen. Deshalb ist das Präsidium darum bemüht, die 
Versammlung regelmäßig über die Entwicklung die-
ses Projekts zu unterrichten. 

Natürlich ist es mir heute nicht möglich, eine Ent-
scheidung zu verkünden, bevor die Ministertagung 
am kommenden 27. Juni endgültig zu diesem Thema 
Stellung genommen hat. Ich kann einer Entscheidung 
des Rates nicht vorgreifen. Was uns anbetrifft, so hof-
fen wir sehr, die Errichtung eines Zentrums für die 
Entwicklung und Auslegung von Satellitendaten zu 
erreichen. Dieses Zentrum würde einem wich tigen 
Bedürfnis der Europäer gerecht werden, wie es noch 
vor kurzem der Golfkrieg gezeigt hat, der in dieser wie 
auch in anderer Hinsicht sehr lehrreich war, und dies 
wäre meiner Ansicht nach ein bedeutender Schritt 
nach vorn im Bereich der Zusammenarbeit, so wie wir 
sie sehen. 

Dies waren in großen Zügen einige Überlegungen zu 
den Aktivitäten, die unsere Organisa tion während der 
letzten Monate verrichtet hat. In den nächsten Tagen 
bis zur Ministersitzung am 27. Juni, die die letzte 
Etappe der französischen Präsidentschaft ankündigen 
wird, sollten noch einige Unterlagen vervollständigt 
werden. 

Diese Sitzung wird uns auch die Gelegenheit bieten, 
die Fackel an Deutschland weiterzureichen, das die 
Präsidentschaft unserer Organisa tion zum 1. Juli 
übernehmen wird. Mein Freund, Herr Genscher, wird 
also meine Nachfolge in diesem Forum antreten. 

Es versteht sich von selbst, daß Frankreich sich keine 
vielversprechendere Nachfolge vorstellen könnte. 
Das vereinigte Deutschland, das wiede rvereinigte 
Deutschland, im Herzen Europas und des europäi-
schen Aufbaus gelegen, wird der Übergangsphase, in 
der sich die WEU befindet, neue Impulse verleihen 
können. Die zentrale Stellung Deutschlands in der 
Europäischen Gemeinschaft wie auch im Atlantischen 
Bündnis wird die Komplementarität dieser beiden Or-
ganisationen verdeutlichen. Die deutsch-französische 
Partnerschaft, die aus den europäischen Herausforde-
rungen immer gestärkt hervorgegangen ist, wird wie-
der einmal ihre Rolle umfassend erfüllen können, wie 
dies zu Anfang des Jahres 1990 durch die vom Präsi-
denten der französischen Republik, Herrn Mitterrand, 
und Herrn Bundeskanzler Kohl gemeinsam ergriffe-
nen Initiativen der Fall war. 

Lassen Sie mich, mit einigen Wochen Vorsprung, 
schon heute meinem Nachfolger im Präsidium viel 
Glück für die ihm zufallende Aufgabe wünschen. Die 
Zeitspanne, die ihn erwartet, wird für die WEU, und 
darüber hinaus für die Zukunft Europas von grundle-
gender Bedeutung sein. 

Unsere Präsidentschaft geht zu Ende, während wich-
tige Ereignisse in der Welt stattfinden. Ich habe be-
reits auf das sowje tisch-amerikanische Abkommen 
über die Auslegung des KSE-Vertrags hingewiesen. 
Ich denke an die Perspektive des amerikanisch-so-
wjetischen Gipfels und an das START-Abkommen. 
Genauso denke ich an die beiden kürzlich veröffent-
lichten amerikanischen und französischen Abrü-
stungspläne. Dies sind wich tige Ereignisse, die nun 
ihren Einfluß auf die Geschehnisse in der Welt neh- 
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men werden. Die französische Präsidentschaft wird in 
dem Bewußtsein vollendet, daß sie in dieser ereignis-
reichen Zeit ihre Rolle erfüllt und dadurch zur Ver-
wirklichung der Wünsche und Träume aller Men-
schen auf dieser Erde, d. h. zum Frieden in der Welt, 
beigetragen hat. 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Minister, Sie ha-
ben mit Ihrer Antwort auf die Fragen des Kollegen 
Baumel deutlich gemacht — und dies finde ich rich-
tig — , daß zunächst einmal politische Strategiedis-
kussionen stattfinden müssen, bevor militärische 
Strukturentscheidungen gefällt werden. In der deut-
schen Öffentlichkeit gehen wir allerdings immer noch 
davon aus, daß das, was die Verteidigungsminister 
der NATO-Staaten in der vergangenen Woche erör-
tert haben, zunächst Vorschläge sind, die noch einer 
breiten Diskussion, insbesondere einer politischen 
Diskussion, bedürfen. 

In Vertiefung der Fragen, die der Kollege Baumel 
gestellt hat, möchte ich Sie fragen, ob denn Sie als 
Präsident des Ministerrates der Westeuropäischen 
Union einen Sinn in einer solchen Eingreiftruppe er-
kennen können, wenn sie allein auf Europa be-
schränkt bleiben soll. Es wird gesagt, daß sie der loka-
len oder regionalen Abschreckung dienen soll. Ich 
kann mir gegenwärtig nicht vorstellen, daß sie auf 
irgendeine Weise zur lokalen oder regionalen Ab-
schreckung benötigt würde, und bei Szenarien, wie 
sie etwa mit der Krise zwischen den jugoslawischen 
Republiken auftauchen, kann ich mir auch nicht vor-
stellen, daß eine NATO-Eingreiftruppe sinnvoll wäre. 
Ist es nicht auch Ihre Meinung, daß dies sehr viel sinn-
voller im Rahmen der KSZE oder etwa einer mittel- 
und längerfristig nach Osten erweiterten Westeuro-
päischen Union stattfinden sollte? 

In seiner Antwort kritisierte Außenminister Dumas die 
Entscheidung der NATO betr. der Schaffung einer 
schnellen Eingreiftruppe für Einsätze innerhalb Euro-
pas. Die Entscheidung sei im Hinblick auf die zur Zeit 
noch stattfindende Strategiediskussion innerhalb der 
NATO verfrüht getroffen worden. Die WEU solle sich 
hierdurch bei der Verfolgung ihres Ziels im Rahmen 
der zukünftigen Politischen Union eine europäische 
Verteidigungs- und Sicherheitsidentität zu entwik-
keln, nicht beeinflussen lassen. 

Benno Zierer (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. Herr Minister, was ist Ihre Meinung zu dem 
Beschluß der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands vor wenigen Tagen, den Einsatz der Bundes-
wehr auf sogenannte Blauhelmaktionen zu beschrän-
ken? Glauben Sie, daß damit schon europäischen 
Sicherheitsinteressen Genüge geleistet wird? 

Außenminister Dumas betonte in seiner Antwort, daß 
es sich bei der Frage der Beschränkung des Bundes-
wehreinsatzes auf sog. Blauhelmaktionen um eine in-
nerdeutsche Angelegenheit handele. Deutschland 
müsse nach Herstellung der Einheit seine Rolle in der 
Welt insbesondere im Bereich der Sicherheit neu defi-
nieren, unter Berücksichtigung seiner geschichtli-
chen, geographischen und politischen Gegebenhei-
ten. Es bestünden keine Zweifel am Willen Deutsch-
lands, sich aktiv am europäischen Integrationsprozeß 

und der Schaffung einer Politischen Union zu beteili-
gen. 

Dr. Hermann Scheer (SPD): Herr Minister, ich möchte 
bei meiner Frage von der Hypothese ausgehen, daß 
möglicherweise die Nichtmitwirkung Frankreichs in 
der militärischen Integration der NATO das moder-
nere Konzept ist nach dem Verfall des Warschauer 
Paktes. 

Würde das, was Sie zu dieser Frage bereits gesagt 
haben, nicht auch mehr im Sinne der französischen 
Politik und des Aufbaus einer gemeinsamen europäi-
schen Sicherheitspolitik in der EG liegen, wenn alle 
NATO-Mitgliedstaaten dem französischen und dem 
spanischen Beispiel folgen würden und nach diesem 
Muster NATO-Mitglied wären, also ohne militärische 
Integration und gemeinsame Kommandostruktur? 

Auf die Frage seines Vorredners eingehend wies 
Außenminister Dumas darauf hin, daß Frankreich die 
Entscheidung nicht an der militärischen Struktur der 
NATO teilzuhaben, für sich getroffen habe ohne ein 
Präjudiz für andere europäische Staaten schaffen zu 
wollen. Es müsse das gemeinsame Anliegen der euro-
päischen Partner innerhalb der NATO sein, den euro-
päischen Pfeiler zu stärken und eine eigene Verteidi-
gungs- und Sicherheitsidentität zu entwickeln. Die 
parallel verlaufenden Diskussionen über eine gewan-
delte Atlantische Allianz und eine zukünftige Politi-
sche Union mit Verteidigungs- und Sicherheitskompe-
tenzen stünden nicht im Widerspruch. Zu berücksich-
tigen sei aber, daß die Entwicklung einer verteidi-
gungs- und sicherheitspolitischen Identität Europas 
viel Zeit in Anspruch nehmen werde. Die Atlantische 
Allianz werde daher auch in der nahen Zukunft ihre 
Bedeutung in Europa behalten. 

Tagesordnungspunkt: 

Fortsetzung der Debatte vom Vortage über 

Der Friedensprozeß im Mittelmeerraum und im 
Nahen Osten 

sowie 

Die Golfkrise — Lehren für die 
Westeuropäische Union 

Benno Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Kol-
leginnen und Kollegen! Den Ausführungen der Be-
richterstatter stimme ich zu, möchte sie aber um einige 
Punkte ergänzen. 

Der Golfkonflikt hat gezeigt, daß trotz a ller Friedens-
euphorie und Friedensbereitschaft in den Ländern der 
freien Welt und insbesondere in Europa Streitkräfte 
als Mittel der Konfliktbewältigung noch nicht ver-
zichtbar geworden sind. Wenn alle Mittel der Politik 
und der Diplomatie versagen, bleibt der zivilisierten 
Welt nichts anderes übrig, als mit bewaffneten Kräften 
die interna tionale Sicherheit und Ordnung wiederher-
zustellen. Dabei müssen wir feststellen, daß die Ge-
fahr begrenzter lokaler und religiöser Konflikte noch 
eher zunehmen wird. Ethnische und religiöse 
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Spannungen tragen dazu ebenso bei wie die Tatsa-
che, daß immer mehr Staaten zu Schwellenländern im 
Sinne einer fortgeschrittenen Militärtechnologie wer-
den. Das bedeutet für uns Europäer, daß wir in zuneh-
mendem Maße zu erhöhter Kooperation auch auf mili-
tärischem Sektor gezwungen sind. 

Die USA wollen aus verständlichen Gründen nicht 
länger hinnehmen, daß ihnen eine Solorolle als Welt-
polizisten zugemutet wird. 

Die NATO hat daher bereits Konsequenzen gezogen 
und erste Entwürfe für eine Sicherheitspolitik und 
eine neue Bündnisdoktrin vorgelegt. Es ist daher an 
der Zeit, daß wir bei uns in Europa kollektive und 
kooperative Formen der Sicherheitspartnerschaft 
und des Krisenmanagements herausbilden. Die Bun-
desrepublik Deutschland kann und wird sich hier 
nicht ausschließen. Dazu genügt es nicht, daß sich die 
Bundeswehr auf Blauhelmeinsätze beschränkt. Was 
die Sozialdemokratische Partei Deutschlands vergan-
gene Woche mit Ach und Krach beschlossen hat, näm-
lich den eingeschränkten Einsatz der Bundeswehr im 
Rahmen nur von Blauhelmaktionen, ist, so meine ich, 
eine außenpolitische Nullösung. Wenn es um euro-
päische, also um unser aller Sicherheitsinteressen 
geht, dann müssen Kampfeinsätze der Bundeswehr 
auch in Krisengebieten außerhalb des NATO-Be-
reichs möglich sein. Wir dürfen hier unsere Partner, 
unsere Freunde nicht im S tich lassen. Eine Situa tion 
wie während der Golfkrise darf sich nicht wiederho-
len. 

Ein Zweites möchte ich anmerken. Wie Kollege Mar-
tinez ausführt, kann im Nahen und Mittleren Osten 
kein dauerhafter Friede entstehen, wenn nicht zu-
nächst eine wirksame Rüstungsbegrenzung vertrag-
lich garantiert und auf längere Sicht die Spannungen 
in dieser Region wirksam abgebaut werden. Dazu 
muß sicherlich auch Israel seinen Beitrag leisten. 

Wir Europäer sollten nicht zögern, die Staaten dieser 
Region zu einer Konferenz nach dem Muster der 
KSZE zu ermuntern und anzuleiten, bei der nach dem 
Modell der verschiedenen Verhandlungskörbe die In-
teressengegensätze in militärischer, territorialer, in 
ethnischer, wirtschaftlicher und religiöser Hinsicht ei-
nem dauerhaften Ausgleich zugeführt werden kön-
nen. 

Für den derzeit wohl gefährlichsten Potentaten dieses 
Raumes, Saddam Hussein, wäre eine solche Konfe-
renz sicherlich ein Hinderungsgrund, wieder ein mili-
tärisches Abenteuer als Revanche zu versuchen. Aber 
auch beim Zustandekommen einer solchen Konferenz 
halte ich es für notwendig, daß die USA militärisch in 
einer Stärke präsent bleiben, die nicht nur Symbol-
wert, sondern tatsächliche Kampfkraft verkörpert. 

Die Lösung der Probleme im Nahen und Mittleren 
Osten kann nur durch die Betroffenen selbst gesche-
hen. Aber sowohl die Vereinigten Staaten wie auch 
wir in Europa haben nicht nur das Recht, sondern 
auch die Pflicht, den Beginn eines ernsthaften Frie-
dens- und Entspannungsprozesses einzuleiten, zu 
unterstützen und nach Kräften zu fördern — das schon 
deshalb, meine Damen und Herren, weil weder die 
Vereinigten Staaten noch Europa an der Entstehung 

dieser Gegensätze und Spannungen gänzlich un-
schuldig sind. 

Vielen Dank. 

Empfehlung 497 

betr. die Sicherheit Europas und Bedrohungen 
außerhalb Europas — der Aufbau von Frieden 

und Sicherheit im Mittelmeerraum und 
im Nahen Osten 

Die Versammlung 

(i) in der Erwägung, daß die durch die Aggression 
Iraks gegen Kuwait verursachte Krise im Nahen 
Osten eine bereits schwierige Situa tion noch ver-
schlimmert hat, die ein Handeln Europas zugun-
sten einer Lösung der Konflikte im Nahen Osten 
und der Schaffung einer Friedens- und Sicher-
heitsordnung im gesamten Mittelmeerraum und 
im Nahen Osten dringlich erforderlich macht, 
unter Achtung der kulturellen und religiösen 
Traditionen der einzelnen Völker; 

(ii) die arabischen Initiativen zur Schaffung eines 
regionalen Sicherheitssystems begrüßend und 
darauf hinweisend, daß ein Abbau der Spannun-
gen die Zusammenarbeit zwischen den Ländern 
der Region, die Achtung der Menschenrechte 
und die Förderung einer ausgewogenen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung 
voraussetzt; 

(iii) im Hinblick darauf, daß zur Lösung der Probleme 
im Nahen Osten auf der Grundlage der Ent-
schließungen des Sicherheitsrates eine interna-
tionale Konferenz erforderlich ist und die am 
8. April 1991 durch den Europäischen Rat bekun-
dete Absicht billigend, Europa aktiv an der Bei-
legung der Konflikte im Nahen Osten zu beteili-
gen; 

(iv) in der Auffassung, daß der Aufbau eines dauer-
haften Friedens unverzüglich Vorbereitungen 
für eine Konferenz über Frieden und Sicherheit 
im Mittelmeerraum und im Nahen Osten (KSZM) 
erfordert, die sich an der KSZE orientieren und 
die Anwendung des KSZE-Prozesses an die Ge-
gebenheiten im Mittelmeerraum anpassen 
sollte; 

(v) in der Erwägung, daß die Begrenzung von Rü-
stungslieferungen an Länder der Region ein in-
ternationales Übereinkommen voraussetzt, in 
dessen Rahmen die beziehenden und die liefern-
den Länder gemeinsam den Umfang der Rüstung 
der Staaten dieser Region festlegen sollten; 

(vi) in der Auffassung, daß die Weiterverbreitung al-
ler konventionellen und Massenvernichtungs-
waffen und insbesondere chemischer Waffen im 
Mittelmeerraum und im Nahen Osten eine 
schwerwiegende Bedrohung des Friedens dar-
stellt; 

(vii) mit Genugtuung darüber, daß die WEU, nach-
dem sie zuvor zur Anwendung des durch den 
Sicherheitsrat gegen den Irak beschlossenen 
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Embargos beigetragen hat, nunmehr die Koordi-
nierung der militärischen Maßnahmen zur Un-
terstützung der kurdischen Flüchtlinge nach der 
durch den Europäischen Rat am 8. April 1991 
getroffenen Entscheidung übernommen hat; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

im Hinblick auf einen Beitrag zur Herbeiführung von 
Frieden im Nahen und Mittleren Osten, soweit erfor-
derlich, 

1. in allen in seine Zuständigkeit fallenden Bereichen 
die durch den Europäischen Rat eingeleiteten 
Maßnahmen fortzusetzen, um Europa einen Bei-
trag zur Errichtung und sodann zur Wahrung des 
Friedens im Nahen Osten und zur Sicherheit im 
Mittelmeerraum zu ermöglichen; insbesondere 
durch die Schaffung der Grundlagen für ein Sy-
stem von Zusammenarbeit, guter Nachbarschaft, 
gemeinsamer Verantwortung und Interdependenz 
zwischen sämtlichen Ländern der Region unter 
Wahrung der Menschenrechte. Dieses System wird 
den wichtigen Prozeß der wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Entwicklung ermöglichen, welcher 
die derzeitigen Ungleichgewichte zwischen jenen 
Staaten verringern soll. Es wird auch die Beach-
tung der legitimen Rechte aller Völker der Region, 
einschließlich jener des palästinensischen Volkes, 
gewährleisten. 

2. mit der praktischen Umsetzung der Beschlüsse des 
Europäischen Rats bezüglich der humanitären 
Hilfe für die kurdische Bevölkerung fortzufahren; 

3. bei all seinen Aktivitäten die Unterstützung des 
Generalsekretariats zu nutzen; 

4. den Ausschuß der Generalstabschefs der WEU zu 
beauftragen, 

a) in den Fällen, da militärische Unterstützung 
durch die betroffenen Länder erbeten bzw. 
durch den Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen beschlossen wird, die Art dieser militäri-
schen Unterstützung zu bestimmen, welche die 
Mitgliedstaaten zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
zur Gewährleistung der im Nahen Osten mögli-
cherweise zu treffenden Friedensvereinbarun-
gen beitragen können und eine Koordinierung 
dieser Unterstützung vorzunehmen; 

b) soweit notwendig, eine Verbesserung der den 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine derartige 
Unterstützung zur Verfügung stehenden Mög-
lichkeiten in den Bereichen Informa tion, Kom-
munikation und Transport  sicherzustellen; 

c) den Einsatz militärischer und anderer Ressour-
cen, die für friedliche Zwecke zugunsten der 
kurdischen Flüchtlinge genutzt werden sollen, 
zu koordinieren; 

5. die Verwirklichung eines allgemeinen Abkom-
mens über Besitz von und Handel mit Waffen im 

Nahen Osten zu fördern und sich nachdrücklich 
einzusetzen für die Schaffung von Transparenz im 
Waffenhandel durch Registrierung von Verträgen 
und Lieferungen bei den Vereinten Nationen; 

6. eine einheitliche Haltung der Mitgliedstaaten in 
der Frage der Beendigung bzw. zumindest der Ver-
ringerung von Waffenlieferungen in den Nahen 
Osten zu fördern, um Frieden und Stabilität zu er-
möglichen; 

7. zu diesem Zwecke das Institut für Sicherheitsstu-
dien der WEU aufzufordern, 

a) die Entwicklung der Aufrüstung jeglicher A rt  im 
Nahen Osten zu untersuchen; 

b) die ihm von den Mitgliedstaaten zugeleiteten 
Informationen über mögliche Waffenlieferungs-
verträge, die sie selbst bzw. ihre Privatwirtschaft 
mit den Staaten der Region geschlossen haben, 
sowie über die Lieferung von möglicherweise 
auch für die Produktion von Rüstungsgütern 
nutzbaren Technologien in diese Staaten zu 
bündeln und, soweit wie möglich, die Überein-
stimmung der Verträge mit den Bestimmungs-
zertifikaten sicherzustellen; 

c) der Versammlung über diese Entwicklung zu 
berichten; 

II. 

an der Vorbereitung einer Konferenz über Sicherheit 
und Frieden im Mittelmeerraum und im Nahen Osten 
mitzuwirken, indem er seine Unterarbeitsgruppe Mit-
telmeerraum beauftragt, die Positionen Westeuropas 
bezüglich sämtlicher, zum ersten Korb gehörender 
Fragen auszuarbeiten, dabei insbesondere 

a) die Nichtweitergabe sämtlicher Kategorien von 
Massenvernichtungswaffen und das Verbot der 
Herstellung und des Besitzes von chemischen 
und bakteriologischen Waffen als ersten Schritt 
auf dem Wege zur Schaffung einer Zone, in der 
Nuklearwaffen sowie biologische und chemische 
Waffen verboten sind, 

b) die Kontrolle des Waffenhandels, 

c) die Begrenzung der konventionellen Waffen und 
ihre Überprüfung, 

d) die vertrauensbildenden Maßnahmen sowie 

e) die Errichtung eines Konfliktverhütungszen-
trums; 

III. 

im Anhang zu seinem Jahresbericht detail lierte Infor-
mationen vorzulegen bezüglich der Arbeit und der 
Ergebnisse der Unterarbeitsgruppe über den Mittel-
meerraum sowie Informationen, die durch den Son-
derstab zur Untersuchung der Rüstungssituation im 
Nahen Osten zusammengetragen wurden. 
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Empfehlung 498 

betr. die Golf-Krise — Lehren für die 
Westeuropäische Union 

Die Versammlung, 

(i) den Ministerrat der WEU zu den von den Streit-
kräften der Mitgliedstaaten durchgeführten Ak-
tivitäten beglückwünschend, deren Ziel es war, 
die Koalition bei der Lösung der Golf-Krise zu 
unterstützen, und insbesondere die vom amtie-
renden Präsidenten zur Koordinierung der Akti-
vitäten der WEU ergriffenen Initiativen mit Bei-
fall zur Kenntnis nehmend; 

(ii) das rasche Einschreiten des Rates unterstützend, 
das dazu beigetragen hat, für die erforderliche 
militärische Unterstützung zu sorgen, um Schutz 
und Hilfe für die kurdischen Flüchtlinge zu ge-
währleisten; 

(iii) die deutsche Entscheidung begrüßend, sich den 
derzeit von der WEU in der Golf-Region durch-
geführten Minenräumungsoperationen anzu-
schließen; 

(iv) in der Überzeugung, daß eine längerfristige Prä-
senz der WEU-Marinestreitkräfte im Golf-Gebiet 
die Chancen der Erhaltung von Frieden und Sta-
bilität in der Region erheblich verbessern 
würde; 

(v) den Gedanken regelmäßiger Treffen der WEU-
Generalstabschefs unterstützend; 

(vi) bestürzt über die Tatsache, daß keine Gewißheit 
besteht, daß die vom amtierenden Präsidenten 
des Rates getroffenen ausgezeichneten Maßnah-
men zur Koordinierung der Aktivitäten der WEU 
sowohl in der Golf-Region als auch zwischen den 
nationalen Zentren sowie in den opera tiven 
WEU-Stellen nach Ende Juni fortgesetzt wer-
den; 

(vii) in der Überzeugung, daß es nun an der Zeit ist, 
Dänemark, Griechenland, Norwegen und die 
Türkei offiziell an den Arbeiten der WEU zu be-
teiligen, sofern sie dies wünschen; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen 
und insbesondere mit den betroffenen Golfstaaten 
in Übereinstimmung mit Artikel VIII des Geänder-
ten Brüsseler Vertrags eine Präsenz der Ma rine-
streitkräfte der WEU in der Golf-Region einzurich-
ten, an der möglichst viele Mitgliedsländer betei-
ligt sind, die zumindest gelegentlich Mittel bereit-
stellen, um den Frieden und die Stabilität in der 
Region zu erhalten und diplomatische Bemühun-
gen in diesem Sinne zu unterstützen; 

2. die Regierungen Dänemarks, Griechenlands, Nor-
wegens und der Türkei aufzufordern, sich regelmä-
ßig auf allen Ebenen und in sämtlichen Gremien an 
den Arbeiten der WEU zu beteiligen; 

3. die Generalstabschefs anzuweisen, regelmäßig zu-
sammenzutreffen und die Möglichkeit einer Koor-
dinierung nationaler Mittel zu untersuchen mit 

dem Ziel, schnelle Eingreiftruppen der WEU für 
Operationen außerhalb Europas zu bilden; 

4. solange dies erforderlich sein wird, eine konti-
nuierliche Koordinierung folgender Punkte durch 
die WEU sicherzustellen: 

a) Anwendung des Waffenembargos etc., der Ver-
einten Nationen gegen den Irak; 

b) Minenräumungsoperationen im Golf-Gebiet; 

c) Unterstützung des Umweltschutzes do rt , wo die 
ökologische Gefahr als Waffe eingesetzt wird; 

d) Unterstützung von Hilfsaktionen und Schutz-
maßnahmen für die Kurden, 

sowohl vor Ort als auch zwischen den nationalen 
Zentren, entweder durch eine Verlegung des ge-
samten Aufgabenbereichs von Pa ris nach Bonn 
beim Wechsel des amtierenden Ratspräsidenten 
am 1. Juli 1991 oder durch eine Bevollmächtigung 
des Generalsekretärs, die erforderlichen Vorkeh-
rungen zu treffen. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des französischen 
Verteidigungsministers, Pierre Joxe 

(Themen: Umwälzungen in Mittel- und Osteuropa — 

Golfkrise — Strategiediskussion innerhalb der NATO 
— Rolle der WEU im Rahmen der zukünftigen Politi-
schen Union und der Atlantischen Allianz — Vertie-
fung der Zusammenarbeit in Weltraumfragen) 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Minister, ich habe 
gerade mit großer Aufmerksamkeit Ihren Ausführun-
gen zu dem Rückzug der sowjetischen Truppen ge-
lauscht. Es ist in der Tat so, daß wir, zumindest was die 
sowjetischen Truppen auf ostdeutschem Territorium 
angeht, erst in den Anfängen stecken und daß viele 
praktische Probleme damit verbunden sind. Aber 
trotzdem unterstreicht es Ihre Auffassung, die Sie ge-
rade geäußert haben, daß Krieg in Europa jedenfalls 
zwischen Ost und West und insbesondere zwischen 
der Sowjetunion und dem Westen immer absurdere 
Züge tragen würde, daß er jedenfalls kaum mehr vor-
stellbar ist. 

Vor diesem Hintergrund und vor dem Hintergrund 
der Beratungen der NATO, an denen Frankreich nicht 
nur über die Botschafterberatungen, sondern auch 
seit März durch Teilnahme an den Beratungen des 
stellvertretenden Generalsekretärs der NATO über 
die strategische Konzeption beteiligt ist, möchte ich 
fragen, ob Sie die Vorstellung, die in der letzten Wo-
che von den Verteidigungsministern erörtert worden 
ist — es ist bisher nur ein Vorschlag, keine grundle-
gende Entscheidung — für sinnvoll halten, daß man 
jetzt schon mit Vorschlägen zur Militärstruktur her-
vortritt, bevor man die politischen Konzeptionen 
nachhaltig erörtert. 

Dies möchte ich an dem Beispiel der Eingreiftruppe 
erörtern, die geplant ist, und die im Rahmen Europas, 
jedenfalls des geographischen Gebiets, das der 
NATO-Vertrag kennt, eingesetzt werden soll. 
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Es wurde uns dabei gesagt, Atomwaffen kürzester 
Reichweite sollen hier noch mit dazugehören, und 
dies diene der lokalen Abschreckung. Können Sie sich 
ein Szenarium vorstellen, wo es heute wesentlich um 
Nationalitätenkonflikte geht, wo die Präsenz von 
Atomwaffen oder einer schweren Panzerdivision, die, 
soweit wir den Zeitungsmeldungen vertrauen, den 
Kern  einer solchen Eingreiftruppe bilden sollen, von 
Nationalitätenkonflikten abschrecken könnte, oder 
sind nicht ganz andere Mittel notwendig, die sich in 
friedenssichernder Absicht als Puffer zwischen solche 
Nationalitätenkonflikte schieben? 

Das ist meine Frage an Sie nicht nur als französischer 
Verteidigungsminister, sondern als Mitglied des Prä-
sidiums des Ministerrats der Westeuropäischen 
Union. Ich hoffe, daß Sie diese Gedanken, die Sie hier 
entwickelt haben, im Sinne der Westeuropäischen 
Union in diese Diskussion eingebracht haben. 

In seiner Antwort stimmte Verteidigungsminister 
Joxe seinem Vorredner zu, daß die Entscheidung der 
NATO bezüglich der Schaffung einer schnellen Ein-
greiftruppe voreilig getroffen worden sei. Es sei not-
wendig, zunächst eine ausführliche Strategiediskus-
sion innerhalb der NATO zu führen. Meinungsver-
schiedenheiten sollten nicht in der Öffentlichkeit, son-
dern in bi- oder multilateralen Gesprächen ausgetra-
gen werden. 

Tagesordnungspunkt: 

Haushaltsentwurf betr. die Verwaltungs

-

ausgaben der Versammlung 
für das Haushaltsjahr 1991 

(Drucksache 1264) 

Berichterstatter: 
Abg. Tim Rathbone (Großbritannien) 

Tagesordnungspunkt: 

Stellungnahme betr. die Verwaltungs

-

ausgaben der Ministerorgane der WEU für das 
Haushaltsjahr 1990 (rev.) und 1991 

(Drucksache 1241) 

Berichterstatter: 
Abg. Juan Manuel Fabra (Spanien) 

Mittwoch, 5. Juni 1991 

Tagesordnungspunkt: 

Die Folgen der Entwicklungen in Mittel- und 
Osteuropa für die Sicherheit Europas 

(Drucksache 1263) 

Berichterstatter: 
Abg. Jean-Marie Caro (Frankreich) 

(Themen: Demokratisierungsprozeß in Mittel- und 
Osteuropa — Einbindung Mittel- und Osteuropas in 

ein neues Sicherheitssystem — Bedeutung des KSZE

-

Prozesses — Rolle der WEU bei der politischen Inte-
gration Mittel- und Osteuropas — Verleihung einer 
assoziierten Mitgliedschaft in der WEU — Symposium 
über die Zusammenarbeit zwischen der WEU und den 
mittel- und osteuropäischen Ländern im Hinblick auf 
die Schaffung einer neuen Sicherheitsordnung in Eu-
ropa) 

Empfehlung 500 

betr. die Folgen der Entwicklungen in Mittel- und 
Osteuropa für die Sicherheit Europas 

Die Versammlung, 

(i) 	darüber erfreut, daß die Ereignisse in der So

-

wjetunion nicht die generelle Ausrichtung der 
sowjetischen Außenpolitik verändert haben; 

(ü) insbesondere erfreut über die Unterstützung der 
Sowjetunion im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen für die Verteidigung von Frieden und 
Recht während der durch die Invasion Kuwaits 
ausgelösten Krise; 

(iii) angesichts der Tatsache, daß die Unterzeich-
nung des KSE-Vertrags, der zwar eine Verle-
gung der sowjetischen Streitkräfte vorangegan-
gen war, durch die Westeuropa nicht mehr der 
Gefahr eines Überraschungsangriffs ausgesetzt 
ist, bis jetzt nicht zu einer wesentlichen Reduzie-
rung der sowjetischen Rüstung geführt hat; 

(iv) es für positiv erachtend, daß der Oberste Sowjet 
sich in seiner Abstimmung für die Ratifizierung 
wesentlicher Teile des Vertragswerks über die 
Vereinigung Deutschlands ausgesprochen hat; 

(v) unter Hinweis darauf, daß zu der neuen interna-
tionalen Ordnung, deren Grundprinzipien in der 
im November 1990 verabschiedeten Charta von 
Paris bestätigt wurden, die Gewährleistung der 
Menschenrechte für alle und die Beachtung der 
Minderheitenrechte gehören und daß diese 
neue internationale Ordnung intensive Anstren-
gungen verlangt, um praktische Mittel zur Ver-
wirklichung dieser Grundprinzipien zu finden; 

(vi) unter Hinweis darauf, daß die Charta von Pa ris 
neue Prinzipien aufstellt und konkrete Maßnah-
men im Hinblick auf die Abrüstung, die Schaf-
fung eines europäischen Sicherheitssystems und 
insbesondere die Errichtung eines Konfliktver-
hütungszentrums enthält; 

(vii) in Anbetracht dessen, daß bestimmte europäi-
sche Staaten ihren Willen bekundet haben, ihre 
Innen- und Außenpolitik neu auszurichten und 
sich um Mittel und Wege für eine Annäherung 
an Westeuropa zu bemühen; 

(viii) mit großer Besorgnis über das Wiederaufflak-
kern nationaler Konflikte in der Sowjetunion 
und in einigen mitteleuropäischen Staaten und 
Balkanstaaten; 

(ix) in Anbetracht der extremen Schwierigkeiten, 
die sich bei der Durchführung von wirtschaftli- 
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chen Reformen in sämtlichen Staaten dieser Re-
gion ergeben und insbesondere der vor kurzem 
von der Sowjetunion an den Westen gerichteten 
Bitte um wirtschaftliche Unterstützung sowie 
angesichts des von Präsident Gorbatschow ge-
äußerten Wunsches, auf dem bevorstehenden 
vom 15.-17. Juli in London stattfindenden 
Gipfel der G 7 eine Rede zu halten; 

(x) unter Hinweis darauf, daß es in Übereinstim-
mung mit der Präambel und mit Artikel VIII des 
Geänderten Brüsseler Vertrags zu den Aufga-
ben der WEU gehört, „die Einheit Europas zu 
fördern und seiner fortschreitenden Integrie-
rung Antrieb zu geben" ohne geographische 
Einschränkung dieser Aufgabe; 

(xi) darüber hinaus darauf hinweisend, daß Arti-
kel IV des Geänderten Brüsseler Vertrags die 
WEU auffordert, eng mit der NATO zusammen-
zuarbeiten; 

(xii) schließlich unterstreichend, daß Artikel VIII des 
Geänderten Brüsseler Vertrags die Beteiligung 
an den Aktivitäten der nachgeordneten Stellen 
des Rates nicht auf die Mitgliedstaaten begrenzt 
und darauf hinweisend, daß der Rat in bestimm-
ten Fällen Vertreter aus Nichtmitgliedstaaten 
der WEU eingeladen hat, an seinen Ministertref-
fen teilzunehmen; 

(xiii) mit Genugtuung darüber, daß der Austausch mit 
dem Obersten Sowjet der Sowjetunion und die 
Teilnahme von Beobachtern aus Parlamenten 
der mittel- und osteuropäischen Staaten an ih-
ren Tagungen fortgeführt werden; 

(xiv) in Anbetracht dessen, daß die verschiedenen 
Organisationen, die einen Beitrag zur Zusam-
menarbeit in Europa leisten, an der Schaffung 
von Sicherheit auf dem gesamten europäischen 
Kontinent mitwirken; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. wie in der Charta von Paris vorgesehen und den 
Empfehlungen der Versammlung entsprechend, 
den Abschluß eines zweiten Abkommens über 
konventionelle Streitkräfte zu fördern, um ein 
wirkliches Gleichgewicht von Streitkräften und 
Waffen zwischen der Sowjetunion und den vom 
Nordatlantischen Bündnis in Europa stationierten 
Streitkräften und Waffen herbeizuführen sowie ein 
zweites Abkommen über vertrauensbildende Maß-
nahmen, das auf die 35 Teilnehmerstaaten der 
KSZE ausgeweitet wird, und die rasche Schaffung 
eines Konfliktverhütungszentrums in Europa; 

2. gemeinsam mit den Demokratien Mittel- und 
Osteuropas, die nicht mehr der Warschauer Ver-
tragsorganisation angehören, die Voraussetzungen 
zu prüfen, um diese Staaten — soweit sie dies wün-
schen —, zu „assoziierten Staaten" zu machen, in-
dem ihnen die Möglichkeit gegeben wird, sich ab 
sofort zu beteiligen an: 

a) den Aktivitäten des WEU-Ins tituts für Sicher-
heitsfragen; 

b) der Arbeit der Gremien für europäische Zusam-
menarbeit in Rüstungsangelegenheiten; 

c) der Arbeit der nachgeordneten Stellen des Ra-
tes, die die Aufgabe haben, in Anwendung der 
Vereinbarungen über die Reduzierung der kon-
ventionellen Rüstung zu verifizieren; 

d) allen Aktivitäten des Rates, die darauf gerichtet 
sind, den internationalen Frieden in Europa 
oder außerhalb des Vertragsbereiches des 
Nordatlantikvertrags zu festigen und mit jenen 
Staaten, die dies wünschen, die Aufhebung von 
Verboten zu prüfen, von denen diese Staaten im 
Rahmen der COCOM-Bestimmungen be troffen 
sind; 

3. eine Annäherung zwischen jenen Staaten und der 
Gemeinschaft und der WEU zu fördern; 

4. alle in Frage kommenden Möglichkeiten zu prüfen 
zur Sicherstellung der Anwendung der von der 
KSZE festgelegten Prinzipien auf alle europäische 
Staaten, insbesondere in bezug auf die Unverletz-
barkeit der Grenzen, unter Berücksichtigung der 
Sicherheitserfordernisse, der Beachtung der Men-
schenrechte und der wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenarbeit; 

5. die Entwicklung des im Zusatzdokument zur 
Charta von Paris vorgesehenen internationalen 
Mechanismus zu fördern und zu diesem Zweck die 
Schaffung einer parlamentarischen Versammlung 
der KSZE, in der die WEU die ihr zukommende 
Rolle übernehmen würde, zu unterstützen; 

6. die Zusammenarbeit zwischen allen die europäi-
sche Sicherheit mitgestaltenden Institutionen zu 
fördern, insbesondere die Zusammenarbeit zwi-
schen der KSZE, der NATO, der EG, dem Europa-
rat und der WEU, und Maßnahmen zu ergreifen, 
um hierzu insbesondere durch Meinungsaustausch 
und Austausch von Informationsmaterial beizutra-
gen. 

Richtlinie 77 

betr. die Folgen der Entwicklungen in Mi ttel- und 
Osteuropa für die Sicherheit Europas 

Die Versammlung, 

in Anbetracht des zunehmenden von den mitteleuro-
päischen Staaten, insbesondere von Polen, der Tsche-
choslowakei und Ungarn, gezeigten Interesses an en-
geren Beziehungen zu und Zusammenarbeit mit der 
WEU; 

in dem Bestreben, positiv auf die von diesen Ländern 
geäußerten politischen Wünsche einzugehen; 

davon überzeugt, daß die Erfordernisse der mitteleu-
ropäischen Sicherheit für die WEU von größter Bedeu-
tung sind, 

1. beschließt, eingehend die Möglichkeiten zu prü-
fen, diese Länder an den Tätigkeiten der WEU zu 
beteiligen und sich um Mittel und Wege zu bemü-
hen, eine Zusammenarbeit zu erreichen, die so 
konkret und wirksam wie nur möglich ist; 
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2. weist ihren Politischen Ausschuß an, seine Arbeit in 
diesem Sinne fortzusetzen und anläßlich des zwei-
ten Teils der 37. ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammlung hierüber zu berichten; 

3. beschließt, im Jahre 1992 ein Symposium über die 
Zusammenarbeit zwischen der WEU und den mit-
teleuropäischen Ländern, die dies wünschen, zu 
veranstalten im Hinblick auf die Herbeiführung ei-
ner neuen Sicherheitsordnung in Europa. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten 
der türkischen Republik, Turgut Özal 

(Themen: Golfkrieg — Friedensprozeß im Nahen 
Osten — Mitgliedschaft der Türkei in WEU und EG — 

Beteiligung der Türkei an der Schaffung einer euro-
päischen Verteidigungs- und Sicherheitsidentität — 

die  Türkei als Brücke zwischen Europa und dem 
Nahen Osten) 

Tagesordnungspunkt: 

Die Rüstung nach dem Golfkrieg — 
neue Erfordernisse in bezug auf Gerät 

für die neue Streitkräftestruktur 

(Drucksache 1272) 

Berichterstatter: 
Abg. Sir Dudley Smith (Großbritannien) 

Empfehlung 501 

betr. die Rüstung nach dem Golfkonflikt — 
neue Erfordernisse in bezug auf Gerät 

für die neue Streitkräftestruktur 

Die Versammlung 

(i) die fortlaufende Verbesserung der Beziehungen 
zwischen den KSZE-Teilnehmerstaaten begrü-
ßend; 

(ii) in Anerkennung dessen, daß der Prozeß der 
politischen Entspannung in Verbindung mit 
dem Abzug der sowjetischen Truppen vom Ter-
ritorium der mitteleuropäischen Staaten sowie 
die Reduzierung von Truppen und Gerät im 
Rahmen des KSE-Vertrags die Sicherheitsbe-
drohung in Mitteleuropa verringert haben; 

(iii) im Bewußtsein, daß die Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage und die zunehmende poli-
tische Instabilität in der Sowjetunion und in Ost- 
und Südosteuropa jedoch ein nicht zu überse-
hendes Sicherheitsrisiko für Mitteleuropa be-
deuten; 

(iv) sich dessen bewußt, daß in einigen Regionen 
Osteuropas die vor kurzem begonnene Demo-
kratisierung auch eine Reihe von ethnischen, 
nationalen und wirtschaftlichen Problemen zu-
tage gebracht und damit Instabilität geschaffen 
hat; 

(v) in der Erkenntnis, daß der Golfkrieg nicht mit 
früheren Kriegen verglichen werden kann, be-
sonders in bezug auf neue Technologien und 
hieraus zu ziehende Lehren und Konsequen-
zen; 

(vi) in der Befürchtung, daß noch auf absehbare Zeit 
der Nahe und der Mittlere Osten eine Zone der 
Instabilität bleiben werden, gekennzeichnet ins-
besondere durch die Konzentration von militäri-
schem Gerät, die schwerwiegende Risiken für 
die Sicherheit Europas und für andere europäi-
sche Interessen birgt; 

(vii) besorgt darüber, daß es den bestehenden Nach-
richtendiensten und Überwachungssystemen 
— wie auch 1979 im Fall von Afghanistan — 
nicht gelungen ist, ausreichende Informationen 
über die militärische Aufrüstung vor der Inva-
sion Kuwaits zu liefern; 

(viii) höchst beunruhigt über Entwicklungen in der 
ballistischen Raketentechnologie in einer Reihe 
von Staaten im Mittelmeerraum und im Nahen 
und Mittleren Osten; 

(ix) sich dessen bewußt, daß aufgrund von institutio-
nellen Einschränkungen einige mögliche Si-
cherheitsrisiken nicht von der NATO selbst kon-
trolliert werden können, daß aber unter be-
stimmten Umständen, wie z. B. bei Krisen außer-
halb des NATO-Bereichs, die WEU eine nützlich 
und ergänzende Ro lle übernehmen kann; 

(x) davon überzeugt, daß die WEU opera tive Mittel 
benötigt, um Europa größeren Einfluß innerhalb 
der NATO zu verschaffen und es in die Lage zu 
versetzen, zusammen mit den Vereinigten Staa-
ten von Amerika auf weltweite Ereignisse zu 
reagieren; 

(xi) in der Überzeugung, daß die Schaffung eines 
schnellen Eingreifverbands Europa für den Ein-
satz außerhalb des NATO-Bereichs sowohl eine 
logische Konsequenz und gleichzei tig auch ver-
einbar wäre mit den Zuständigkeiten der NATO 
im Bereich der Verteidigung des NATO-Territo-
riums; 

(xii) sich der neuen Streitkräftestrukturen bewußt, 
die basierend auf den Grundsätzen Flexibilität, 
Mobilität und Verstärkung bei den verbündeten 
Streitkräften sowohl auf nationaler wie auf mul-
tinationaler Ebene eingeführt werden sollen; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. unverzüglich ein WEU-Zentrum zur Auswertung 
von Satellitendaten zu schaffen als ersten Schritt 
auf dem Weg zur Errichtung einer europäischen 
satellitengestützten Weltraumbeobachtungsagen-
tur; 

2. sobald das Atlantische Bündnis Entscheidungen 
getroffen hat in bezug auf die zukünftigen Streit-
kräftestrukturen der Verbündeten eingehend die 
nationalen Streitkräftereduzierungen zu prüfen; 

3. die Stabschefs der Verteidigungsministerien der 
WEU-Staaten anzuweisen, eingehend die Konse-
quenzen der zukünftigen Streitkräftestrukturen 
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der Verbündeten und die aus dem Golfkrieg zu zie-
henden Lehren für die militärische Zusammenar-
beit in Europa zu prüfen und dabei insbesondere zu 
untersuchen: 

a) die Möglichkeit der Schaffung eines europäi-
schen strategischen Lufttransportkommandos, 
das mit einer militärischen Version des Airbus 
A-340 ausgestattet und im Rahmen der WEU 
eingesetzt wird; 

b) die ballistische Flugkörperbedrohung für die 
Südflanke Europas und ein sich möglicherweise 
daraus ergebendes gemeinsames europäisches 
Erfordernis für die ballistische Flugkörperab-
wehr; 

c) ein gemeinsames europäisches Erfordernis für 
„stand-off" (Abstands-) und präzisionsgelenkte 
Waffen. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des britischen Außenministers, 
Sir Douglas Hurd 

(Themen: Notwendigkeit eines größeren verteidi-
gungspolitischen Engagements Europas — wichtige 
Rolle der NATO bei der Gewährleistung der Sicher-
heit in Europa — WEU als Brücke zwischen EG und 
NATO — Bildung einer europäischen Eingreiftruppe 
als Ergänzung zur integrierten NATO-Struktur — Mit-
gliedschaft von Nicht-EG-Mitgliedstaaten in der 
WEU) 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Außenminister, 
ich habe zwei Fragen. Erstens: Teilen Sie meine Mei-
nung, daß die Vorschläge zu einer schnellen Ein-
greiftruppe, die die Verteidigungsminister der NATO 
in der letzten Woche in Brüssel erörtert haben, zu früh 
gemacht worden sind, weil zuerst intensiv über mög-
liche politische Szenarien und dann erst über die dazu 
notwendigen militärischen Strukturen diskutiert wer-
den muß? 

Die zweite Frage: Wie wollen Sie dem in der europäi-
schen Öffentlichkeit, auch in der deutschen Öffent-
lichkeit, weitverbreiteten Eindruck entgegenarbei-
ten, daß angesichts einer verstärkten amerikanisch-
britischen Dominanz in der NATO den anderen Mit-
gliedern der westlichen Bündnisse nur die Rolle von 
— wie eine Zeitung geschrieben hat — mehr oder 
minder ehrenwerten Hilfsvölkern bleibt? 

In seiner Antwort wies Außenminister Hurd darauf 
hin, daß die Entscheidung betr. einer schnellen Ein-
greiftruppe bereits auf dem NATO-Gipfel vom Juli 
letzten Jahres getroffen worden sei. Die Entscheidung 
müsse im Zusammenhang mit der zur Zeit stattfinden-
den Strategiediskussion innerhalb der NATO gesehen 
werden. Es sei notwendig, die integrierte NATO

-

Struktur den neuen Sicherheitserfordernissen anzu-
passen. Die Debatte hierüber sollte in WEU und 
NATO parallel stattfinden und zu einer harmonischen 
Lösung führen. 

Heinz-Alfred Steiner (SPD): Herr Minister, ich habe 
einer Ihrer Antworten entnehmen können, daß Sie der 
Meinung sind, daß eine europäische schnelle Ein-
greiftruppe, wenn es sie denn geben wird, nach dem 
Völkerrecht auch ohne Zustimmung der Vereinten 
Nationen eingesetzt werden kann. Bezieht sich diese 
Ihre Meinung ausschließlich auf einen Einsatz zur 
Abwehr eines Angriffs auf eines der Mitgliedstaaten 
der Westeuropäischen Union oder der NATO, oder 
gilt diese Meinung auch für einen sogenannten Ein-
satz „out of area", d. h. außerhalb des Gebiets der 
Mitgliedstaaten? 

Außenminister Hurd betonte in seiner Antwort, daß 
der Einsatz einer europäischen Eingreiftruppe außer-
halb des Gebiets der Mitgliedstaaten nur denkbar sei, 
wenn das angegriffene Land ausdrücklich um Hilfe 
gebeten habe und der Einsatz im Einklang mit Arti-
kel 51 der Charta der Vereinten Nationen erfolge. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Rüstungskontrolle, 
Streitkräftereduzierungen und die Rolle 

der multinationalen Einheiten 

(Drucksache 1270) 

Berichterstatter: 
Abg. René Uyttendaele (Belgien) 

Heinz-Alfred Steiner (SPD): Herr Präsident! Kollegin-
nen und Kollegen! Der Bericht unseres Kollegen 
Uyttendaele hebt sich wohltuend von anderen Berich-
ten ab, über die wir in den letzten beiden Tagen zu 
debattieren, zu beraten und zu beschließen hatten. 
Wohltuend deshalb, weil die von Herrn Uyttendaele 
gemachten Aussagen, Anregungen und Empfehlun-
gen weitgehend dem entsprechen, was sich die Mit-
gliedstaaten der Westeuropäischen Union in Artikel 8 
des Brüsseler Vertrages zum Ziel gesetzt haben. 

Der Bericht enthält in seinen Beschlußempfehlungen 
und in der Präambel dazu eine Reihe von Hinweisen 
und Forderungen, die in der Kontinuität unserer ge-
meinsamen Arbeit und Zielsetzung liegen. Dafür 
danke ich Herrn Uyttendaele. 

Auch ich bin der Meinung, daß es an der Zeit ist, zu 
einem Übereinkommen über ein weltweites Verbot 
der Herstellung, des Besitzes und des Einsatzes 
chemischer Waffen mit geeigneten Verifikations-
methoden zu kommen. Es ist auch richtig, darauf 
zu drängen, nun endlich die versprochenen Ver-
handlungen über eine bedeutende Reduzierung der 
nuklearen Kurzstreckenwaffen einzuleiten. Für be-
sonders wichtig halte ich eine Übereinkunft über die 
Regelung von Waffenverkäufen aus Mitgliedstaaten, 
die nicht der NATO angehören. Diese Regelung muß 
auch den Endverbleib von Waffen erfassen, die inner-
halb von NATO-Staaten verkauft werden. 

Ich hätte es sehr begrüßt, wenn nicht der Zusammen-
hang zwischen den ungehemmten Waffengeschäften 
der europäischen Rüstungsindustrie mit einem — ich 
sage es mal so — politischen Abenteurer der Golfre-
gion in die Lage versetzt hätte, seine Machtgelüste 
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militärisch auszutoben. Das muß doch bei uns allen 
Betroffenheit auslösen, zumal Soldaten unserer Ins ti

-tution dann eingesetzt werden mußten gegen S treit-
kräfte mit einer Bewaffnung, die weitgehend europäi-
scher Herkunft war. Sollte das nicht auch eine Lehre 
sein, die aus dem Golfkonflikt zu ziehen ist? 

Problematisch ist nach wie vor die Aussage, daß der 
europäische Pfeiler des Bündnisses alle europäischen 
NATO-Mitglieder, die ihm beitreten möchten, umfas-
sen sollte. Wir alle wissen, daß sich Frankreich und 
Deutschland noch im April erneut in einer gemeinsa-
men Initiative für die Westeuropäische Union als den 
sicherheits- und später auch verteidigungspolitischen 
Arm der Europäischen Gemeinschaft in der NATO 
ausgesprochen haben. 

Auf der Frühjahrstagung der Allianz in der letzten 
Woche in Brüssel wurde ein Prinzipienkatalog aufge-
stellt, aus dem zu entnehmen ist, daß die Westeuro-
päische Union als ein Verteidigungspakt von neun 
NATO- und EG-Staaten in der Allianz und nicht in der 
EG aufgehen sollte. Die Minister erkannten das Recht 
von uns Europäern auf eine eigene Sicherheitsidenti-
tät vorbehaltlos an, waren aber wie der Berichterstat-
ter der Meinung, daß die Westeuropäische Union al-
len westeuropäischen NATO-Staaten offenstehen 
müsse. Das würde aber die Westeuropäische Union 
als sicherheits- und als verteidigungspolitisches Or-
gan der Europäischen Gemeinschaft auf absehbare 
Zeit ausschließen. Ich meine, daß dieser Knoten erst 
vernünftig gelöst werden muß. Wir sollten nicht dazu 
beitragen, daß dieser Knoten noch fester zusammen-
gezogen wird. 

Ich selbst versuche als überzeugter Europäer, diese 
Zusammenhänge zu erfassen und in meine politische 
Arbeit mit einzubringen. Für mich ist die angestrebte 
politische Union ohne eine gemeinsame Sicherheits-
politik nicht vorstellbar. In der Kenntnis der Tatsache, 
daß das Komitee, der Generalstabschef der Westeuro-
päischen Union bereits die Frage der Errichtung einer 
multinationalen europäischen schnellen Eingreif-
truppe untersucht, möchte ich folgende Anmerkung 
machen. 

Präsident Mitterrand hat noch am Donnerstag letzter 
Woche erklärt, daß er die Bildung einer solchen euro-
päischen Eingreiftruppe für verfrüht halte. Ich sehe 
das ähnlich, weil ich erst eine eindeutige Klärung ha-
ben möchte, zu welchen Zwecken, von wem, unter 
welchem Kommando und unter welcher Verantwor-
tung diese Eingreiftruppe eingesetzt werden darf. 

Ich wiederhole noch einmal, was ich bereits am Mon-
tag hier in der Versammlung gesagt habe: Ich bin 
nicht gegen die Aufstellung einer solchen schnellen 
Eingreiftruppe, wenn diese ausschließlich zu Vertei-
digungszwecken im Rahmen der Verträge der West-
europäischen Union und der NATO zum Einsatz kom-
men soll. Wenn diese Absichten aber andere sein soll-
ten — das ist meine Befürchtung nach den Debatten 
der letzten Tage — , wäre das politisch von mir nicht zu 
akzeptieren und mitzutragen. 

Lassen Sie mich noch eine Anmerkung zu Ziffer 1 der 
Präambel des Empfehlungsentwurfes machen. Vor 
wenigen Tagen haben der amerikanische und der so-
wjetische Außenminister gerade zu diesem Thema 

eine Zusammenkunft gehabt und sich geeinigt. Mir 
scheint, die Bedenken hinsichtlich des Einhaltens des 
Pariser Vertrages vom November 1990 über konven-
tionelle Streitkräfte sind durch die Sowjetunion in die-
ser Zusammenkunft ausgeräumt worden. Ich meine, 
daß der Text in diesem Sinne etwas aktualisiert wer-
den könnte. — Vielen Dank. 

Empfehlung 502 

betr . die Rüstungskontrolle: 
Streitkräftereduzierungen und die Rolle 

der multinationalen Einheiten 

Die Versammlung, 

(i) in dem Bewußtsein, daß die Verlegung sowjeti-
scher Streitkräfte die Bestimmungen des im No-
vember 1990 in Paris unterzeichneten Vertrags 
über konventionelle Streitkräfte in Europa un-
terläuft, und unter nochmaliger Betonung der 
Notwendigkeit, sowohl den Wortlaut als auch 
den Geist dieser internationalen Vereinbarung 
in vollem Umfang einzuhalten; 

(ii) in der Erwartung, daß ein Übereinkommen über 
ein weltweites Verbot der Herstellung, des Be-
sitzes und des Einsatzes chemischer Waffen ab-
geschlossen wird, welches geeignete Verifika-
tionsmethoden umfaßt; 

(iii) darauf bestehend, daß unverzüglich Verhand-
lungen über eine bedeutende Reduzierung der 
nuklearen Kurzstreckenwaffen eröffnet werden; 

(iv) entschlossen, daß eine allgemeine Übereinkunft 
über eine Regelung der Waffenverkäufe erzielt 
werden sollte, vorzugsweise im Rahmen der 
Vereinten Nationen; 

(v) feststellend, daß in den meisten Mitgliedslän-
dern zunehmend unkoordinierte Einschränkun-
gen der Verteidigungsbudgets erfolgen; 

(vi) unter Hinweis auf die Notwendigkeit, die trans-
atlantische Solidarität über die NATO zu erhal-
ten; 

(vii) nachdrücklich auf die Errichtung eines europäi-
schen Pfeilers innerhalb des atlantischen Bünd-
nisses hinweisend, der aus allen europäischen 
NATO-Mitgliedern, die ihm beitreten möchten, 
bestehen sollte; 

(viii) in Kenntnis der Tatsache, daß das Komitee der 
WEU-Generalstabschefs bereits die Frage der 
Errichtung einer europäischen multinationalen 
schnellen Eingreiftruppe untersucht und der Mi-
litärausschuß der NATO sich den Gedanken ei-
nes multinationalen schnellen Eingreifverban-
des (Rapid Reaction Forces) der NATO zu eigen 
gemacht hat; 

(ix) unter Achtung der Souveränität jedes Mitglieds-
staates, 

EMPFIEHLT DER RAT, 

1. die Mitgliedsländer zu ermutigen, den Ratifizie-
rungsprozeß des Pariser Vertrags einzuleiten und 
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dabei gegenüber der Sowjetunion weiterhin auf 
der Achtung sowohl des Wortlauts als auch des 
Geistes des KSE-Abkommens zu beharren; 

2. die Mitgliedsländer zu ermutigen, der Abrüstungs-
konferenz der Vereinten Nationen gemeinsame 
Impulse zu verleihen mit dem Ziel der Verabschie-
dung eines Übereinkommens über ein weltweites 
Verbot der Herstellung, des Besitzes und des Ein-
satzes chemischer Waffen, das geeignete Verifika-
tionsmethoden umfaßt; 

3. den Vereinten Nationen die Dienste des Amts für 
Rüstungskontrolle der WEU zur Verfügung zu stel-
len, um sie bei der Ve rifikation des dem Irak auf-
erlegten Verbots der Herstellung chemischer Waf-
fen zu beraten; 

4. die Vereinigten Staaten und die Sowjetunion drin-
gend aufzufordern, die versprochenen Gespräche 
über eine bedeutende Reduzierung der nuklearen 
Kurzstreckenwaffen einzuleiten; 

5. in den Mitgliedsländern ein Register für Waffen-
verkäufe einzuführen, die europäischen Initiativen 
zur Gewährleistung der Transparenz in diesem Be-
reich zu unterstützen und den Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen dringend aufzufordern, den 
Prozeß der Ausarbeitung eines allgemeinen Über-
einkommens über die Regelung von Waffenver-
käufen einzuleiten; 

6. innerhalb der WEU Gespräche über erforderliche 
Koordinierungsmaßnahmen aufzunehmen, deren 
Ziel es ist, trotz der in den nationalen Verteidi-
gungsbudgets erfolgten Einschränkungen ein aus-
reichendes Sicherheitsniveau in Europa aufrecht-
zuerhalten; 

7. seine umfassende Unterstützung für die Notwen-
digkeit der Aufrechterhaltung der transatlanti-
schen Solidarität über die NATO zum Ausdruck zu 
bringen und zu betonen, daß der europäische Pfei-
ler des Bündnisses alle europäischen NATO-Mit-
glieder, die ihm beitreten möchten, umfassen 
sollte; 

8. seine Generalstabschefs anzuweisen, die Errich-
tung einer ständigen multinationalen Kommando-
struktur zu untersuchen, die in der Lage ist, die 
Aktivitäten der WEU im Zusammenhang mit Arti-
kel VIII des geänderten Brüsseler Vertrags zu pla-
nen, zu koordinieren und auszuführen. 

Empfehlung 503 

als Antwort auf den Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung, 

in Erwägung der Sicherheits- und Verteidigungs-
aspekte des Jahresberichts des Rates, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. seine Gruppe der Vertreter der Verteidigungsmini-
sterien anzuweisen, die im vorliegenden Bericht 
formulierten Vorschläge bezüglich der nationalen 
Einheiten zu untersuchen und ihr darüber Bericht 
zu erstatten; 

2. der Versammlung ausführlicher über die in seinen 
verschiedenen Gremien geführten Gespräche zu 
berichten und die Versammlung vorrangig über 
die von ihm gefaßten Beschlüsse zu unterrichten; 

3. das Institut für Sicherheitsstudien der WEU anzu-
weisen, offene Versionen seiner Berichte und Ar-
beitspapiere zu erstellen und sie der Versammlung 
zuzuleiten; 

4. der Versammlung weiterhin Informationen über 
Inspektionen zuzuleiten, die vom Amt für Rü-
stungskontrolle der WEU durchgeführt wurden. 

Donnerstag, 6. Juni 1991 

Tagesordnungspunkt: 

Die Überprüfung des 
Geänderten Brüsseler Vertrags 

(Drucksache 1261 und Corrigendum) 

Berichterstatter: 
Abg. Charles Goerens (Luxemburg) 

Robert  Antretter (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei der Beurteilung des sehr sorgfältig 
ausgearbeiteten Berichts unseres ehemaligen Präsi-
denten habe ich im Grunde nur einen Punkt zu kriti-
sieren, und zwar die Überschrift. Diese ist derar tig 
trocken und nüchtern, daß sie vermutlich manchen 
davon abgeschreckt hat, diesen Bericht zu lesen. Ich 
habe den Eindruck, daß das Interesse der Presse und 
der Öffentlichkeit an diesem Bericht im Vergleich mit 
anderen, die in dieser Woche diskutiert worden sind, 
nicht seiner Bedeutung entspricht. Daher sollte man 
vielleicht in Zukunft bei der Wahl von Überschriften 
mehr darauf achten, daß wir das öffentliche Interesse 
an unserer Arbeit wecken wollen. 

Inhaltlich geht dieses Dokument weit über das hinaus, 
was seine Überschrift besagt. Es enthält eine ausge-
wogene und nahezu erschöpfende Beschreibung der 
gesamten Problematik, die sich aus der Notwendig-
keit ergibt, die europäische Aufbauarbeit um die 
sicherheitspolitische Dimension zu erweitern. 

Die schwierige Aufgabe liegt darin, insbesonders drei 
Komponenten in Einklang zu bringen: Erstens die Si-
cherheit in ihrer atlantischen Dimension, zweitens die 
Sicherheitsdimension der zukünftigen politischen 
Union, drittens die Sicherheitsinteressen der mittel- 
und osteuropäischen Staaten, die nach dem Zerfall 
des Warschauer Pakts neue Orientierungspunkte su-
chen. Ich stimme mit dem Berichterstatter voll über-
ein, wenn er sagt, daß der WEU-Vertrag das große 
Verdienst hat, eine akzeptable Synthese für alle diese 
verschiedenen Interessenlagen zu bieten. 

Die notwendige Revision des Vertrages scheint jedoch 
nach Ansicht der WEU-Mitgliederregierungen ge-
genwärtig nicht vordringlich zu sein. Der Generalse-
kretär hat am Montag gesagt, zunächst sollte das Er-
gebnis der Regierungskonferenzen der Zwölf über die 
Politische Union und das der Überprüfung des S trate- 
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gie-Konzeptes der Atlantischen Allianz abgewartet 
werden. Ich halte diese Auffassung für gefährlich. Ich 
meine vielmehr — und dabei wende ich mich aus-
drücklich an die Regierungsvertreter des Rates —, 
daß die WEU sich gerade jetzt nicht aufs Abwarten 
beschränken darf. Das könnte nämlich dazu führen, 
daß in den ebengenannten beiden anderen Gremien 
bis zum Ende dieses Jahres Weichen gestellt werden, 
die nach unserer Auffassung möglicherweise nicht in 
die richtige Richtung führen. Diese Besorgnis bet rifft 
insbesondere die Regierungskonferenz, die unter den 
Auspizien der Europäischen Gemeinschaft stattfindet. 
Sicher, die WEU-Staaten sind sämtlich an diesen Ver-
handlungen beteiligt. Aber wir sollten uns keinen Mu-
sionen hingeben. Die Minister müssen ihre Entschei-
dungen in vielen Fällen auf der Basis der Vorlagen 
ihrer Ministerialbürokratie treffen, denn der Teufel 
liegt im Detail. In der Regierungskonferenz bestimmt 
nun einmal eine Beamtenbürokratie, die auf die Euro-
päische Gemeinschaft bezogen ist und die Probleme 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik nicht aus 
erster Hand kennt. Ich habe weiterhin große Zweifel, 
ob eine echte Koordination zwischen den WEU-Ex-
perten und der EG-Bürokratie in Brüssel und in den 
Hauptstädten im Rahmen der Regierungskonferenz 
tatsächlich vorhanden ist. 

Die WEU sollte sich viel mehr als bisher mit eigenen 
Vorschlägen in die Konferenz einschalten. Sonst kann 
sie die Entwicklung nicht beeinflussen. Dazu muß sie 
sich aber rechtzeitig über ihre Konzeption klar wer-
den, und das betrifft gerade die zukünftige Fassung 
des Brüsseler Vertrages. Leider lassen sich viele Betei-
ligte hier viel zu sehr von dem Datum des Jahres 1998 
verleiten, das oft fälschlich als das Ende der WEU dar-
gestellt wird. Auch wenn der Vertrag seinen Partnern 
die Möglichkeit eröffnet, den Vertrag zu verlassen, so 
ändert das nichts an der Tatsache, daß dieser Vertrag 
von seiner Zielsetzung her auf unbestimmte Dauer 
angelegt ist. 

Auch wenn es jetzt nicht darum geht, vom Rat zu for-
dern, in Kürze einen fertigen neuen Vertrag vorzule-
gen, so muß der Rat sich doch über seine Konzeption 
klarwerden, und insbesondere darüber, welches 
„acquis" der WEU umverhandelbar sein sollte. 
Hierzu gibt dieser Bericht eine ausgezeichnete Orien-
tierung, und die Regierungen wären gut beraten, 
wenn sie seine Vorschläge zum Anlaß nehmen wür-
den, die WEU-Konzeption zu erarbeiten und in den 
anderen Gremien zu vertreten. Ich glaube jedenfalls 
nicht, daß es ausreicht, sich mit der Veröffentlichung 
des van Eekelen-Papieres vom 22. Februar dieses 
Jahres zu begnügen. In der Kürze der Zeit lassen Sie 
mich folgende konkrete Fragen ansprechen: Für uns 
Deutsche ist die Frage der Teilnahme an militäri-
schen Aktionen außerhalb des NATO-Gebietes Ge-
genstand einer sehr schwierigen innenpolitischen De-
batte. Ich bedaure, daß diese sehr ernsthafte Debatte 
in manchen Veröffentlichungen mit wenig Verständ-
nis begleitet worden ist. Auch die chronologische Dar-
stellung dessen, was sich in Deutschland während der 
Golfkrise ereignete, die der Verteidigungsausschuß 
der Versammlung in letzter Zeit in Informationsdoku-
menten zirkuliert hat, schien mir nicht immer ganz fair 
zu sein. Umso mehr danke ich dem französischen Au-
ßenminister Dumas für sein Verständnis für die 

schwierige innenpolitische Debatte bei uns in 
Deutschland. Der derzeitige Artikel 8 des WEU-Ver-
trages ermöglicht die unverzügliche Einberufung des 
Rates, um eine Abstimmung bei jeder Lage zu ermög-
lichen, die eine Bedrohung des Friedens, gleichviel in 
welchem Gebiet, darstellt. Ich meine, daß diese For-
mulierung, die in dem neuen Artikel VI übernommen 
und weiterentwickelt worden ist, eine gute Grundlage 
auch für die Zukunft sein kann, gerade weil sie den 
Mitgliedsländern die letztendliche Entscheidungs-
freiheit beläßt, welche Konsequenzen sie aus den 
Konsultationen für sich ziehen wollen. Die Disposi-
tionsfreiheit, die diese Formulierung den Mitglieds-
ländern bei Krisen außerhalb Europas offenläßt, sollte 
unbedingt beibehalten werden. Sie hat die politische 
und militärische Zusammenarbeit im Rahmen des 
Golfkonfliktes nicht geschwächt, sondern sogar er-
leichtert. Den Vorschlag, den Rat auch bei der Ge-
fährdung der Anwendung von Rüstungsbegren-
zungsabkommen einberufen zu lassen, begrüße ich 
ausdrücklich. 

In diesem Zusammenhang habe ich eine Frage an den 
Berichterstatter. Mir ist nicht ganz klar, wie die wich-
tigen Probleme der Erarbeitung einer gemeinsamen 
Rüstungsexportpolitik behandelt werden sollen, und 
insbesondere, wo diese gemeinsame Politik erarbeitet 
werden soll. Bisher hat man die Handhabung des Rü-
stungsexports und seiner Kontrolle im wesentlichen 
der jeweiligen innerstaatlichen Politik überlassen. 
Meiner Ansicht nach kann das nicht so bleiben. Ich 
begrüße daher den Ansatz der  deutsch-französischen 
Initiative, die Rüstungsexportkontrolle in der ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der Politi-
schen Union zu behandeln. Dies ist aber noch Zu-
kunftsmusik, und die Sache drängt. Ich glaube auch 
nicht, daß man diese Fragen allein der Europäischen 
Gemeinschaft überlassen kann. Ich möchte daher den 
Berichterstatter fragen, ob er hier auch eine Aufgabe 
der WEU sieht, zumal der deutsch-französische Vor-
schlag auch empfiehlt, die WEU in die Lage zu verset-
zen, die gemeinsame Sicherheitspolitik für die Politi-
sche Union zu erarbeiten? 

Dr. Olaf Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bedaure, daß ich 
mit dem Bericht und der vorgeschlagenen Änderung 
des Brüsseler Vertrages durch den Kollegen Goerens 
Probleme habe. Ich meine, daß diese Debatte zur Un-
zeit geführt wird und schließe mich diesbezüglich 
der Bewertung des Generalsekretärs an, die er am 
Montag in seiner Eröffnungsrede vorgenommen hat. 
Europa und das Atlantische Bündnis befinden sich 
zur Zeit in einer Phase der Bestandsaufnahme. Diese 
Bestandsaufnahme ist auch notwendig im Hinblick 
auf die neuen Herausforderungen in Europa und in 
der Welt. 

Wir sind in einer Phase der Überprüfung des Kurses, 
und wir ahnen heute schon, daß wir Sicherheit in 
Europa immer weniger gegeneinander, vielmehr zu-
nehmend nur noch miteinander erreichen können. 
Auch von der WEU ist eine Kooperative gesamteuro-
päische Sicherheitspolitik gefordert. 

Da wir keiner unmittelbaren militärischen Bedrohung 
mehr ausgesetzt sind, verliert diese Klammer der ge- 
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meinsamen Verbindung zwischen den Vereinigten 
Staaten und uns, die unsere Politik stark verzahnt hat, 
zunehmend an Bedeutung. Wir müssen diese Ver-
klammerung in Zukunft verstärken durch eine engere 
politische Abstimmung und Koordination. Politische 
Alleingänge stören da nur. Dies schließt natürlich eine 
eigene europäische Sicherheitspolitik innerhalb der 
Allianz — ich betone: innerhalb der Allianz — als eu-
ropäischen Pfeiler der Allianz nicht aus. Wir müssen 
das eine tun, ohne das andere zu lassen. 

Aber — jetzt will ich deutlich die Probleme anspre-
chen — heute über eine solch folgenschwere Ver-
tragsänderung zu entscheiden, wie sie hier vorliegt, 
heißt meines Erachtens, den zweiten Schritt vor dem 
ersten Schritt zu machen. Wir müssen uns zuerst Klar-
heit über die Ziele verschaffen, über die politische 
Union, über die gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik, bevor wir über die Instrumente entscheiden, 
bevor wir eine schnelle Eingreiftruppe für „Out-of-
area"-Einsätze der WEU zulassen. Dies ist eine fal-
sche Weichenstellung zur falschen Zeit. 

Artikel 2 Abs. 2 liest sich für mich so, daß er ein Frei-
brief für weltweite Einsätze ist, und diesen Freibrief 
können und wollen wir nicht ausstellen. 

Es ist Aufgabe der WEU, vor allem den Brücken-
schlag zwischen NATO und der EG zu vollziehen, 
aber nicht Beschlüsse der EG und der NATO vorweg-
nehmen oder sie sogar zu präjudizieren. Wir wollen 
die WEU stärken, aber nicht so. Wir deutsche Liberale 
können einer Beschlußfassung über die Erweiterung 
des WEU-Auftrags sowie die Aufstellung einer 
schnellen Eingreiftruppe auch deswegen nicht zu-
stimmen — das klang in der Vorrede des Kollegen 
Antretter schon an — , weil wir in einem schwierigen 
innerpolitischen Klärungsprozeß über die zukünf-
tige Rolle Deutschlands in der Welt und über den 
Auftrag und die Struktur unserer Streitkräfte sind. 

Wir Liberale sind bereit — wir haben das auf unserem 
Parteitag entschieden — , deutsche Einheiten den Ver-
einten Nationen zur Sicherung des Friedens zu unter-
stellen, für Blauhelm- und Kampfeinsätze. Wir wollen 
die Handlungsfähigkeit der Vereinten Nationen stär-
ken. Dazu müssen wir das Grundgesetz ändern. Das 
ist nicht nur eine verfassungsrechtliche Frage, das ist 
auch eine Frage der bisherigen Staatspraxis. 

Meine Damen und Herren, es gibt meines Erachtens 
keinen Grund, die Änderung des Brüsseler Vertrages 
so, wie sie hier vorgelegt wird, über das Knie zu bre-
chen. Vorrang hat jetzt eine sachliche und gründliche 
Bestandsaufnahme. Wie gesagt, erst müssen wir Auf-
gabe und Ziel definieren, bevor wir die Instrumente 
schaffen. Jetzt ist nicht die Zeit, das militärische 
Schwert zu schärfen, sondern die politische Hand-
lungsfähigkeit zu verbessern. Vorrang haben daher 
die Schaffung der politischen Union, die Festigung 
und Neufundamentierung der europäisch-amerikani-
schen Kooperation, die Formulierung einer gemeinsa-
men Politik für Gesamteuropa und die Entwicklung 
einer gesamteuropäischen Sicherheitsstruktur. Auch 
das wäre eine Aufgabe der WEU. Ich glaube, gerade 
weil ich den Kollegen Goerens sehr schätze, daß ich 
diese kritischen Anmerkungen machen muß. 

Empfehlung 504 

betr. die Überprüfung des 
Geänderten Brüsseler Vertrags 

Die Versammlung, 

(i) in der Erwägung, daß der Beitritt Spaniens und 
Portugals zur WEU sowie die deutsche Wieder-
vereinigung eine Überprüfung des Geänderten 
Brüsseler Vertrags erfordern; 

(ii) in der Erwägung, daß einige Bestimmungen des 
Geänderten Brüsseler Vertrags den Sicherheits-
erfordernissen Europas nicht mehr entsprechen, 
sondern eine Beeinträchtigung für die harmoni-
sche Zusammenarbeit der Mitgliedsländer im Be-
reich von Sicherheit und Verteidigung darstel-
len; 

(iii) in der Erwägung, daß die WEU berufen ist, an der 
Seite der Gemeinschaft und der politischen Zu-
sammenarbeit ihren Platz in einer Europäischen 
Union einzunehmen, deren Zuständigkeit auf die 
Bereiche der Sicherheit und Verteidigung ausge-
dehnt würde; 

(iv) in der Erwägung, daß der Nordatlantikvertrag für 
die gesamteuropäische Sicherheit weiterhin un-
verzichtbar ist; 

(v) in der Erwägung, daß die neue Friedens- und 
Sicherheitsordnung, die gegenwärtig im Rahmen 
der KSZE für ganz Europa geschaffen wird, erfor-
dert, daß die Europäer ihre gemeinsame Bereit-
schaft zur Gewährleistung der in der Charta von 
Paris enthaltenen Prinzipien zum Ausdruck brin-
gen; 

(vi) in der Erwägung, daß die WEU weiterhin für ein 
koordiniertes Vorgehen der Mitgliedsländer au-
ßerhalb des im Nordatlantikvertrag festgesetzten 
Gebietes unverzichtbar ist; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. unverzüglich die am Geänderten Brüsseler Vertrag 
vorzunehmenden Änderungen zu prüfen, um die-
sen den neuen Gegebenheiten anzupassen; 

2. zu diesem Zweck den von der Versammlung vor-
geschlagenen Vertragsentwurf in Erwägung zu 
ziehen, der wie folgt lautet: 

DIE HOHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE, 

ENTSCHLOSSEN, 

ihren Glauben an die grundlegenden Menschen-
rechte, an die Würde und den Wert der menschli-
chen Persönlichkeit und an die anderen in der Sat-
zung der Vereinten Nationen und in der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention verkündeten 
Ideale erneut zu bekräftigen; 

die Grundsätze der Demokratie, die persönliche 
und politische Freiheit, die verfassungsmäßige 
Überlieferung und die Achtung vor dem Gesetz, 
die ihr gemeinsames Erbe sind, zu festigen und zu 
erhalten: 
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in Verfolgung dieser Ziele die wi rtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Bande, die sie bereits verei-
nen, zu stärken; 

loyal zusammenzuarbeiten und ihre Bemühun-
gen, eine feste Grundlage für die europäische 
Wirtschaft zu schaffen, aufeinander abzustim-
men; 

in Übereinstimmung mit der Satzung der Vereinten 
Nationen und mit den von der Konferenz über Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa verab-
schiedeten Bestimmungen einander Beistand zu 
leisten bei der Aufrechterhaltung des internationa-
len Friedens und der internationalen Sicher-
heit und im Widerstand gegen jede Angriffs-
politik; 

die Einheit Europas zu fördern und seiner fort-
schreitenden Integrierung Antrieb zu geben; 

in der Verfolgung dieser Ziele nach und nach an-
dere Staaten hinzuzuziehen, die von den gleichen 
Idealen geleitet und von der gleichen Entschlos-
senheit beseelt sind; 

in dem festen Willen, ihre Bemühungen fortzuset-
zen im Hinblick auf die Gestaltung ihrer wirtschaft-
lichen Integration, ihre Zusammenarbeit in wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Angelegen-
heiten, ihre kollektive Selbstverteidigung sowie 
die Sicherheit und Zusammenarbeit aller europäi-
schen Länder; 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel I 1 ) 

Überzeugt von der engen Gemeinschaft ihrer In-
teressen und von der Notwendigkeit, sich zu verei-
nigen, um die ihnen gebührende Rolle bei der Ge-
staltung einer neuen Friedens- und Sicherheitsord-
nung in Europa sowie bei der Erhaltung des Frie-
dens und der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung in der übrigen Welt erfüllen zu können, 
werden die Hohen Vertragschließenden Teile ihre 
Maßnahmen innerhalb der einzelnen Organisatio-
nen, die zur Verwirklichung dieser Ziele beitragen, 
aufeinander abstimmen. 

Die im vorstehenden Absatz vorgesehene Zusam-
menarbeit, die durch den in Artikel VI genannten 
Rat erfolgt, soll weder eine Überschneidung noch 
eine Behinderung der Arbeit anderer Organisatio-
nen zur Folge haben, in denen die Hohen Ver-
tragschließenden Teile vertreten sind oder vertre-
ten sein werden; sie soll vielmehr die Arbeit dieser 
Organisationen unterstützen. 

Artikel II 2) 

Bei der Durchführung des Vertrags arbeiten die 
Hohen Vertragschließenden Teile und alle von ih-
nen im Rahmen des Vertrags geschaffenen Organe 

1) geänderter Text 
2) früherer Artikel IV, in geänderter Fassung 

eng mit der Organisa tion des Nordatlantikvertrags 
zusammen. 

Unter Wahrung des Rechts, militärische Operatio-
nen, die sie für erforderlich halten, vorzubereiten, 
werden der Rat und die ihm nachgeordneten Or-
gane dafür Sorge tragen, daß Überschneidungen 
mit den zivilen und den militärischen Gremien der 
NATO vermieden und ein ständiger Informa tions- 
und Meinungsaustausch mit diesen Gremien un-
terhalten wird. 

Artikel III 3) 

Sollte einer der Hohen Vertragschließenden 
Teile das Ziel eines bewaffneten Angriffs in Europa 
werden, so werden ihm die anderen Hohen Ver-
tragschließenden Teile im Einklang mit den Be-
stimmungen des Artikels 51 der Satzung der Ver-
einten Nationen alle in ihrer Macht stehende mili-
tärische und sonstige Hilfe und Unterstützung lei-
sten. 

Artikel IV 4) 

Alle auf Grund des vorstehenden Artikels getrof-
fenen Maßnahmen sind unverzüglich dem Sicher-
heitsrat zu berichten. Sie werden eingestellt, so-
bald der Sicherheitsrat die erforderlichen Maßnah-
men getroffen hat, um den internationalen Frieden 
und die internationale Sicherheit aufrechtzuerhal-
ten oder wiederherzustellen. 

Dieser Vertrag beeinträchtigt in keiner Weise die 
Verpflichtungen, die sich für die Hohen Ver-
tragschließenden Teile aus den Bestimmungen der 
Satzung der Vereinten Nationen ergeben. Er darf 
nicht so ausgelegt werden, als berühre er in irgend-
einer Weise die dem Sicherheitsrat auf Grund der 
Satzung zustehende Befugnis und Verantwortlich-
keit, jederzeit die Maßnahmen zu treffen, die er für 
erforderlich hält, um den internationalen Frieden 
und die internationale Sicherheit aufrechtzuerhal-
ten oder wiederherzustellen. 

Artikel V 5) 

Die Hohen Vertragschließenden Teile erklären 
jeder für sich, daß keines der internationalen Ab-
kommen, die zwischen ihnen und einem anderen 
Hohen Vertragschließenden Teil oder einem drit-
ten Staat gegenwärtig besteht, den Bestimmungen 
dieses Vertrags widersp richt. 

Keiner der Hohen Vertragschließenden Teile wird 
ein Bündnis eingehen oder an einer Koalition teil-
nehmen, die sich gegen einen der Hohen Ver-
tragschließenden Teile richten. 

3) früherer Artikel V, in der französischen Fassung geändert 
4) früherer Artikel VI 
5) früherer Artikel VII 
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Artikel VI 6) 

1. Um den Frieden und die Sicherheit zu festigen 
und die Einheit Europas zu fördern und seiner 
fortschreitenden Integ rierung Antrieb zu geben 
sowie eine engere Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und mit anderen europäi-
schen Organisationen zu unterstützen, setzen 
die Hohen Vertragschließenden Teile des Brüs-
seler Vertrags einen Rat ein, der sich mit der 
Durchführung dieses Vertrags befaßt. 

2. Der Rat führt die Bezeichnung „Rat der Westeu-
ropäischen Union" ; er ist so eingerichtet, daß er 
ständig tätig sein kann; soweit erforderlich, rich-
tet er nachgeordnete Stellen ein. Er kann jedes 
Land, das sich zu den in der Präambel des vor-
liegenden Vertrags niedergelegten Prinzipien 
bekennt und dessen Mitarbeit er für nützlich 
erachtet, einladen, sich an einigen seiner Tätig-
keiten oder denen der möglicherweise von ihm 
eingerichteten Gremien zu beteiligen. Er kann 
solchen Ländern den Status eines assoziierten 
Staates bei der Westeuropäischen Union verlei-
hen. 

3. Auf Antrag eines der Hohen Vertragschließen-
den Teile oder des Europäischen Rates oder der 
Versammlung wird der Rat der WEU unverzüg-
lich einberufen, um eine abgestimmte Haltung 
bei jeder Gefährdung der Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa oder der Anwendung 
der Abkommen über die Rüstungsbegrenzung 
sowie bei jeder Lage zu ermöglichen, die eine 
Bedrohung des Friedens, gleichviel in welchem 
Gebiet, darstellt. 

4. Über Fragen, für die ein anderes Abstimmungs-
verfahren nicht vereinbart ist oder vereinbart 
wird, beschließt der Rat einstimmig. 

Artikel VIP)  

Der Rat der Westeuropäischen Union erstattet 
einer Versammlung, bestehend aus Vertretern der 
Brüsseler Vertragsmächte, die nach denselben Kri-
terien wie die Vertreter der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates benannt werden, 
jährlich einen Bericht über seine Tätigkeit. 

Artikel VIII 8) 

Getreu ihrem Entschluß, Streitigkeiten nur durch 
friedliche Mittel beizulegen, werden die Hohen 
Vertragschließenden Teile bei Streitigkeiten unter-
einander die folgenden Bestimmungen anwen-
den: 

Die Hohen Vertragschließenden Teile werden für 
die Dauer dieses Vertrags alle unter Artikel 36 
Abs. 2 des Statuts des Internationalen Gerichtshofs 
fallenden Streitigkeiten diesem Gerichtshof unter-
breiten; diese Bestimmung gilt lediglich mit der 

6) früherer Artikel VIII, in geänderter Fassung 
7) früherer Artikel IX, in geänderter Fassung 
8) früherer Artikel X 

Maßgabe, daß bei jedem der Hohen Vertragschlie-
ßenden Teile die von diesem Teil bei der Annahme 
dieser Klausel über die verbindliche Gerichtsbar-
keit gemachten Vorbehalte so weit gewahrt blei-
ben, wie dieser Teil sie aufrechterhalten sollte. 

Ferner werden die Hohen Vertragschließenden 
Teile alle nicht unter Artikel 36 Abs. 2 des Statuts 
des Internationalen Gerichtshofs fa llenden Strei-
tigkeiten im Wege des Vergleichsverfahrens re-
geln. 

Bei Streitigkeiten, die sowohl einem Vergleichs-
verfahren als auch einem gerichtlichen Verfahren 
unterliegende Fragen umfassen, hat jede strei-
tende Partei das Recht zu verlangen, daß die ge-
richtliche Entscheidung der Rechtsfragen dem Ver-
gleichsverfahren vorangehen soll. 

Die vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels 
berühren in keiner Weise die Anwendung von Be-
stimmungen oder Abkommen, welche irgendein 
anderes Verfahren für eine f riedliche Regelung 
vorsehen. 

Artikel IX 9) 

Die Hohen Vertragschließenden Teile können in 
gegenseitigem Einvernehmen, nach Rücksprache 
des Rates mit der Versammlung, beschließen, den 
Bedingungen beizutreten, auf die sie sich mit dem 
eingeladenen Staat geeinigt haben. 

Jeder so eingeladene Staat kann Mitglied des Ver-
trags werden, indem er eine Beitrittsurkunde bei 
der belgischen Regierung hinterlegt. 

Die belgische Regierung wird jeden der Hohen 
Vertragschließenden Teile von der Hinterlegung 
der Beitrittsurkunden in Kenntnis setzen. 

Artikel X 10) 

Dieser Vertrag ist zu ratifizieren; die Ratifika-
tionsurkunden sind sobald wie möglich bei der bel-
gischen Regierung zu hinterlegen. 

Der Vertrag gilt am Tage der Hinterlegung der 
letzten Ratifikationsurkunde der Pariser Abkom-
men aus dem Jahre 1954 als in Kraft ge treten und 
bleibt danach fünfzig Jahre in Kraft. Nach Ablauf 
des Zeitraums von fünfzig Jahren ist jeder der Ho-
hen Vertragschließenden Teile berechtigt, als Ver-
tragspartner auszuscheiden, vorausgesetzt, daß er 
der belgischen Regierung ein Jahr vorher eine 
Kündigung eingereicht hat. 

Die belgische Regierung unterrichtet die Regierun-
gen der anderen Hohen Vertragschließenden Teile 
von der Hinterlegung jeder Ratifikationsurkunde 
und jeder Kündigungsmitteilung. 

9) früherer Artikel XI, in geänderter Fassung 
10) früherer Artikel XII 
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Tagesordnungspunkt: 

Die Rolle der Frauen in der Armee 

(Drucksache 1267) 

Berichterstatter: 
Abg. Elisabeth Baarveld-Schlamann (Niederlande) 

Empfehlung 505 

betr. die Rolle der Frauen in der Armee 

Die Versammlung, 

(i) unter Hinweis auf die Übereinkommen der Ver-
einten Nationen, die europäischen Richtlinien 
und die nationalen Gesetze über die Gleichheit 
der Frauen sowie auf die bürgerlichen Freiheiten 
und das Recht auf Arbeit; 

(ii) angesichts der Tatsache, daß eine Verringerung 
der Spannung zwischen Ost- und Westeuropa zu 
verzeichnen ist; 

(iii) in Kenntnis der Tatsache, daß gegenwärtig offi-
zielle Schritte unternommen werden, um die 
Stärke der Streitkräfte auf dem Verhandlungs-
weg zu reduzieren (s. KSE-Prozeß in Wien); 

(iv) in der Erkenntnis, daß technologischer Wandel 
die Art  und Weise des Einsatzes von Streitkräften 
verändert; 

(v) unter Berücksichtigung der Konsequenzen, die 
sich aus der Einschränkung der Verteidigungs-
budgets in den meisten europäischen Ländern 
ergeben; 

(vi) in Anbetracht der Tatsache, daß die Debatte über 
die Konskription in einigen Mitgliedsländern der 
WEU wieder aufgenommen wird, daß die Ten-
denz besteht, die Zeit des Militärdienstes zu ver-
kürzen, daß es immer weniger erforderlich er-
scheint, daß die gesamte männliche Bevölkerung 
einen solchen Militärdienst leistet, und daß diese 
Erwägungen in Zukunft zu auf freiwilliger Basis 
zusammengesetzten Streitkräften führen könn-
ten; 

(vii) in Anerkennung des zunehmend operativen 
Charakters der Organisa tion der WEU, in der von 
nun an regelmäßige Treffen der Generalstabs-
chefs stattfinden; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Mitgliedsländer gegebenenfalls zu ermutigen, 
dem Prinzip, daß Frauen in der Armee dienen, 
mehr als ein rein formales Interesse zu widmen und 
diejenigen Länder, die es Frauen gegenwärtig 
nicht gestatten, sich den Streitkräften anzuschlie-
ßen, zu einer Änderung ihrer Politik zu bewegen; 

2. diejenigen Länder, die die Frage der Konskription 
erneut überprüfen, zur Anerkennung des Beitrags 
zu ermutigen, der von Frauen geleistet werden 
kann; 

3. diejenigen Mitgliedsländer, in denen Frauen Mili-
tärdienst leisten, zu ermutigen, den Prozentsatz der 
Frauen bei den nationalen Streitkräften zu erhöhen 

oder zumindest aufrechtzuerhalten, solange der 
Prozeß der Streitkräftereduzierungen andauert; 

4. alle Mitgliedsländer aufzufordern, aktiv Frauen zu 
rekrutieren und ihnen auf der Grundlage von 
Chancengleichheit und Integration die Möglich-
keit einer echten Karriere und den Zugang zu den 
höchsten Dienstgraden zu verschaffen; 

5. die Mitgliedsländer zu gegenseitigen Konsultatio-
nen zu ermutigen, um ihre Politiken im Hinblick 
auf Frauen im Kampfeinsatz zu harmonisieren; 

6. die Regierungen zu überzeugen, daß der in einigen 
Ländern entwickelte Gedanke eines Systems von 

a) beratenden Gremien über die Rolle der Frauen 
in der Armee; 

b) Inspektorinnen 

in allen Mitgliedsländern angenommen werden 
sollte; 

7. den Generalstabschefs der WEU vorzuschlagen, 
das Thema der Frauen in der Armee in die Tages-
ordnung ihrer nächsten Sitzung aufzunehmen. 

Tagesordnungspunkt: 

Neue Perspektiven der europäischen 
parlamentarischen Zusammenarbeit im Bereich 

der Sicherheit 

(Drucksache 1266) 

Berichterstatter: 
Abg. José Luis Lopez Henorez (Spanien) 

(Themen: Verstärkung der interparlamentarischen 
Zusammenarbeit und Koordination — Beziehungen 
zwischen der Versammlung der WEU und dem Euro-
päischen Parlament — Gemeinsame Sitzungen des 
Politischen Ausschusses der Versammlung der WEU 
und der Nordatlantischen Versammlung) 

Richtlinie 78 

betr. neue Perspektiven der europäischen 
parlamentarischen Zusammenarbeit im Bereich 

der Sicherheit 

Die Versammlung, 

(i) in der Erwägung, daß die Errichtung der Europäi-
schen Politischen Union und einer neuen Sicher-
heitsordnung in Europa neue Koordinierungswei-
sen für die Parlamentstätigkeit im europäischen 
und atlantischen Rahmen erfordert; 

(ii) in der Überzeugung, daß a lles Bemühen um eine 
Verstärkung der interparlamentarischen Zusam-
menarbeit und Koordination auf der Grundlage 
der Rechtsstellung, der erzielten Ergebnisse und 
der Erfahrungen aller in diesem Bereich beste-
henden Einrichtungen beruhen sollte; 

(iii) unter Hinweis auf die Tatsache, daß die Ver-
sammlung der WEU noch immer die einzige in- 
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ternationale parlamentarische Versammlung ist, 
die kraft eines internationalen Vertrags dazu be-
fugt ist, Sicherheits- und Verteidigungsfragen zu 
behandeln; 

(iv) in Anbetracht dessen, daß Beobachter des Euro-
päischen Parlaments am zweiten Teil der 36. or-
dentlichen Sitzungsperiode der Versammlung 
der WEU teilgenommen und do rt  das Wort  ergrif-
fen haben und daß einige Beobachter des Euro-
päischen Parlaments den Ausschuß- und Frak-
tionssitzungen der Versammlung in Palermo bei-
gewohnt haben; 

(v) unter Hinweis auf die Empfehlung 372 und die 
Richtlinie 55 über die Europäische Union und die 
WEU und die am 26. März 1991 angenommene 
Stellungnahme des Präsidialausschusses über die 
Zukunft der europäischen Zusammenarbeit in Si-
cherheits- und Verteidigungsfragen, und die Not-
wendigkeit unterstreichend, zwischen der Ver-
sammlung der WEU und dem Europäischen Par-
lament Beziehungen herzustellen, die auf dei 
Grundlage der Gegenseitigkeit beruhen; 

1. fordert  den Präsidenten der Versammlung auf, 
mit dem Präsidenten des Europäischen Parla-
ments Kontakt aufzunehmen, um mit ihm die Mo-
dalitäten für die Beziehungen zwischen den bei-
den Versammlungen abzustimmen; 

2. fordert  den Politischen Ausschuß der Versamm-
lung auf, die Möglichkeiten einer Verstärkung 
des parlamentarischen Aspekts beim Aufbau Eu-
ropas zu untersuchen, um eine stärkere parla-
mentarische Beteiligung an den Arbeiten sicher-
zustellen, die von den Regierungsinstanzen im 
Sicherheits- und Verteidigungsbereich durchge-
führt werden; 

3. fordert  den Politischen Ausschuß der Versamm-
lung auf, die Vorteile zu untersuchen, die er aus 
der regelmäßigen Veranstaltung gemeinsame] 
Sitzungen mit dem entsprechenden Ausschuß de] 
Nordatlantischen Versammlung ziehen könnte 
wie es zwischen dem Verteidigungsausschuß de] 
Versammlung und dem Ausschuß für Verteidi-
gung und Sicherheit der Nordatlantischen Ver-
sammlung üblich ist. 

Entschließung 83 

betr . neue Perspektiven der europäischen 
parlamentarischen Zusammenarbeit im Bereich 

der Sicherheit 

Die Versammlung, 

(i) in der Erwägung, daß die Errichtung der Euro-
päischen Politischen Union und einer neuen Si-
cherheitsordnung in Europa neue Koordinie-
rungsweisen für die Parlamentstätigkeit im euro-
päischen und atlantischen Rahmen erfordert; 

(ii) in der Überzeugung, daß alles Bemühen um eine 
Verstärkung der interparlamentarischen Zusam-
menarbeit und Koordination auf der Grundlage 
der Rechtsstellung, der erzielten Ergebnisse und 
der Erfahrungen a ller in diesem Bereich beste-
henden Einrichtungen beruhen sollte; 

(iii) unter Hinweis auf die Tatsache, daß die Ver-
sammlung der WEU noch immer die einzige in-
ternationale parlamentarische Versammlung ist, 
die kraft eines internationalen Vertrags dazu be-
fugt ist, Sicherheits- und Verteidigungsfragen zu 
behandeln; 

(iv) den italienischen und sizilianischen Behörden 
herzlich für ihre Bemühungen dankend, um den 
vom 25. bis 28. März 1991 in Palermo veranstal-
teten Sitzungen der Ausschüsse und Fraktionen 
der Versammlung der WEU größtmögliche Publi-
zität zu verleihen, sowie für die bei dieser Gele-
genheit erfolgte ausführliche Vorstellung des 
Logos der Versammlung; 

(v) die von zahlreichen Vertretern der Versammlung 
ergriffenen Initiativen begrüßend, durch die in 
allen Mitgliedsparlamenten und in den Medien 
eine Intensivierung der Debatte über die Rolle 
der WEU beim Aufbau eines neuen Sicherheits-
systems in Europa ermöglicht wurde; 

(vi) die Tatsache begrüßend, daß die Stimme der 
WEU seit einiger Zeit in der Nordatlantischen 
Versammlung verstärkt Gehör findet; 

(vii) in dem Wunsche, enge Beziehungen zu der künf-
tigen parlamentarischen Versammlung der 
KSZE aufzunehmen; 

FORDERT die nationalen Delegationen und die Frak-
tionen der Mitgliedsparlamente AUF, 

1. sich um die Einführung regelmäßiger Anhörungen 
der Delegationsleiter vor den nationalen Auswärti-
gen und Verteidigungsausschüssen zu bemühen, 
um ihnen eine Darstellung der von der Versamm-
lung der WEU durchgeführten Arbeiten zu ermög-
lichen, wie dies im französischen Parlament üblich 
ist; 

2. zu beantragen, daß in den Plenarsitzungen ihrer 
Parlamente regelmäßige Debatten über die Aktivi-
täten der WEU veranstaltet werden; 

3. die Beteiligung der WEU an der interparlamentari-
schen Zusammenarbeit in Betracht zu ziehen, in-
dem — sofern dies möglich und realisierbar ist — 
dafür Sorge ge tragen wird, daß eine angemessene 
Zahl von Vertretern aus der Versammlung der 
WEU in die parlamentarische Versammlung der 
KSZE und die Nordatlantische Versammlung ent-
sandt wird. 


